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Standpunkt

B
ei jedem Schritt, den wir im Alltag setzen, 

hinterlassen wir Spuren in Form von Daten. 

Oft ist uns gar nicht bewusst, dass wir gerade 

eben, während wir spazieren gehen, tanken, ein-

kaufen, arbeiten oder telefonieren, aufgezeichnet, 

gefi lmt oder durch einen Satelliten erfasst wer-

den. Sei es nun am Arbeitsplatz oder in der Freizeit, 

unsere persönlichen Daten sind längst nicht mehr 

reine Privatsache. 

Besonders problematisch wird die gesammelte 

Datenfl ut am Arbeitsplatz. Der Arbeitgeber kann 

theoretisch jederzeit auf E-Mails zugreifen und 

auch das Surfverhalten seiner MitarbeiterInnen 

überwachen. Am Arbeitsplatz geführte Telefon-

gespräche bleiben längst nicht immer unter vier 

Ohren. Erfasst wird oft auch der Zutritt zu bestimm-

ten Räumen oder Dienstwege über das Navigati-

onssystem. Durch die Nutzung von Smartphones 

und anderen mobilen Geräten werden Arbeitneh-

merInnen oft im wahrsten Sinne des Wortes zu glä-

sernen Menschen und viele Arbeitgeber schrecken 

nicht davor zurück, auch sensible Daten auszuwer-

ten und zu nutzen.

MitarbeiterInnen setzten sich dagegen viel zu 

selten zur Wehr, weil sie den Verlust des Arbeits-

platzes befürchten. Deshalb brauchen Arbeitneh-

merInnen eff ektive betriebliche Vorkehrungen, 

die sie vor illegaler Überwachung vonseiten der 

Arbeitgeber schützen. Das österreichische Daten-

schutzgesetz bietet derzeit keinen ausreichenden 

Schutz. Zwar sind Kontrollmaßnahmen, die die 

Menschenwürde berühren, nach dem Arbeitsver-

fassungsgesetz nur mit Zustimmung des Betriebs-

rates zulässig. Es braucht jedoch auch im Daten-

schutzgesetz zusätzliche Regelungen, die auf die 

Besonderheiten des Arbeitsverhältnisses Bedacht 

nehmen. Diese sind erforderlich, um betrieblichen 

Datenschutz nicht nur zu einem Schlagwort, son-

dern zur gelebten Praxis zu machen.

Die Überwachung und Erfassung der eigenen 

Daten im Arbeits- und Privatleben kann man nicht 

vollständig verhindern. Wichtig ist jedoch, bewusst 

damit umzugehen und die eigenen Rechte zu ken-

nen. Wir haben daher in der aktuellen Ausgabe 

der KOMPETENZ einen Datenschutzschwerpunkt 

gesetzt. 

Datenfl ut am Arbeitsplatz
von Dwora Stein
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Unbemerkte  ÜberwachungUnbemerkte  

Elektronische Geräte erleichtern den 
Arbeitsalltag – aber auch die Kontrolle der 
ArbeitnehmerInnen. Die KOMPETENZ zeigt 
anhand eines durchschnittlichen Arbeitstages, 
wo uns Arbeitgeber überwachen können.

von Heike Hausensteiner
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Unbemerkte  ÜberwachungÜberwachung
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F
risch rasiert, aber bereits abge-

hetzt kommt der Arbeitneh-

mer – wir nennen ihn Georg 

Blankendorf – am Montagmorgen 

in die Firma. Der dichte 

Straßenverkehr, den die 

„Staukameras“ via Radio 

meldeten, hat ihn heute 

sicherlich zehn Minuten 

gekostet. Weshalb Georg 

Blankendorf erst um 8 

Uhr 31 mit seiner elektro-

nischen Schlüsselkarte 

am Arbeitsplatz ein-

checkt.

Die Arbeitszeiterfassung 

macht diese elektronische Anmel-

dung notwendig. Abgesehen davon 

ist die Eingangstür ohnehin video-

überwacht, sodass der Portier – und 

damit auch der Unternehmenschef 

– weiß, wann wer kommt und geht. 

Aufzeichnungen über die geleiste-

ten Arbeitsstunden sind im Arbeits-

zeitgesetz vorgeschrieben. Nur so 

sind Beginn und Ende der Arbeits-

zeit und Ansprüche auf Überstun-

denzahlungen oder Zeitausgleich 

festzustellen. Die Vorschrift ist also 

durchaus im Sinne der Arbeitneh-

merInnen.

Im elektronischen Visier

Was hingegen bedenklich wäre, ist: 

Wenn ArbeitgeberInnen die Arbeits-

zeiterfassung mit Projektarbeit ver-

knüpfen oder ihre MitarbeiterInnen, 

wie etwa PaketzustellerInnen, über-

wachen. Auch Call-Center-Mitarbei-

terInnen sitzen permanent im elek-

tronischen Visier ihrer Vorgesetz-

ten. Grundsätzlich gilt: „Je dichter 

die ArbeitnehmerInnen erfasst sind, 

umso mehr bedarf das der Zustim-

mung der Personalvertretung“, 

betont Clara Fritsch von der Abtei-

lung Arbeit & Technik in der GPA-djp.

Georg Blankendorf ist Regionalleiter 

einer Handelskette. Im Arbeitsalltag 

ist er ebenfalls auf elektronische 

Geräte angewiesen: Vom Handy und 

neuerdings Smartphone bis zum 

Computer-Arbeitsplatz, ist er mit 

dem Dienstauto unterwegs, muss er 

auch den Laptop dabei haben. Mobi-

lität verpfl ichtet.

Georg hat es fein. Er kann seinen 

Internet- und E-Mail-Anschluss in 

der Firma auch für private Zwe-

cke nutzen. ArbeitnehmerInnen in 

Handwerksberufen haben dazu aus 

rein praktischen Gründen kaum die 

Möglichkeit. Ob am Arbeitsplatz 

die private Nutzung von E-Mail und 

Internet erlaubt ist, sollte ebenfalls 

in einer Betriebsvereinbarung zwi-

schen Arbeitgeber und Betriebsrat 

ausformuliert sein, erläutert Clara 

Fritsch. Die  Privatnutzung von Inter-

net oder Telefon muss bloß in einem 

eingeschränkten Rahmen bleiben 

und darf den betrieblichen Ablauf 

nicht stören.

Den E-Mail-Verkehr oder die im Inter-

net eingegebene Urlaubsrecherche 

oder Partnersuche können Arbeitge-

ber über Suchmaschinen mitverfol-

gen – wenn sie wollen. Technisch ist 

das möglich. Private E-Mails dürfen 

aber weder die MitarbeiterInnen in 

der EDV-Abteilung lesen, noch dür-

fen sie diese an den Unternehmens-

chef weitergeben. Wenn die Daten 

ausgewertet werden, sind wieder 

eine Betriebsvereinbarung und die 

Zustimmung der Arbeitnehmerver-

treterInnen notwendig. 

Empfehlenswert ist daher, mehrere 

E-Mail-Adressen für verschiedene 

– private und amtliche – Zwecke zu 

verwenden, rät der Soziologe Hans 

Christian Voigt. Über Datenschutz 

am Arbeitsplatz hält er mit Internet-

Experten Seminare im Auftrag der 

GPA-djp. Diese werden seit einigen 

Jahren von BetriebsrätInnen stark 

nachgefragt. Ratsam ist es auch, 

dass jemand aus der IT-Abteilung im 

Betriebsrat sitzt. 

Zu den einfachen Mitteln, um 

Daten am Internet-Arbeitsplatz 

zu schützen, zählt bereits, 

anstatt der dominierenden 

Suchmaschinen Google, 

Microsoft und Yahoo lie-

ber Alternativen zu benüt-

zen. Etwa „Ixquick“ mit Sitz 

in den Niederlanden oder 

„DuckDuckGo“ aus den USA. 

Daten werden gespeichert

Zwar bestritten Riesenkonzerne wie 

Google, bei der Überwachung durch 

die US-Geheimdienste Daten wei-

tergegeben zu haben. Unbestritten 

ist, dass Google & Co. automatisch 

unzählige persönliche Daten abspei-

chern. Und diese Informationen sind 

eine Goldgrube für Marketingspezi-

alisten, Geheimdienste, Hacker und 

Kriminelle, die gerne in den Besitz 

von persönlichen Suchdaten kom-

men möchten. Demgegenüber hal-

ten Ixquick oder DuckDuckGo keine 

persönlichen Daten fest.

Die elektronische Zeiterfassung macht uns für 
den Arbeitgeber leicht kontrollierbar.

Viele ArbeitnehmerInnen sind sich 
gar nicht bewusst, wie leicht

sie überwachbar sind.
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Pause auf der Autobahn

Wenn Blankendorf mit dem Firmen-

auto zu einer Filiale unterwegs ist, 

aktiviert er das Navigationsgerät, um 

die schnellste Strecke zu der entle-

genen Adresse zu fahren. Selbstver-

ständlich speichert auch das „Navi“ 

den jeweiligen Aufenthaltsort und 

sobald Blankendorf eine Fahrpause 

macht: Sei es, weil er die Autobahn-

Toilette aufsucht, mit seiner Freun-

din telefoniert oder von Polizisten 

wegen überhöhter Geschwindigkeit 

gestoppt wird. Das alles kann der 

Softwarebetreiber des „Navi“ mitver-

folgen. Keinesfalls darf er die Infor-

mationen aber an den Arbeitgeber 

der BenutzerInnen weiterleiten.

Nach der Mittagspause genehmigt 

sich Blankendorf noch einen Espresso 

im Kaff eehaus. Dabei telefoniert er 

neuerlich. Dass er als Arbeitnehmer 

gerade Pause macht, wissen so eben-

falls alle, die das beobachten wollen. 

Die sogenannte „Vorratsdatenspei-

cherung“ macht das sogar per Gesetz 

möglich: Seit April 2012 sind die Tele-

komdienste in Österreich verpfl ich-

tet, die Kommunikationsdaten aller 

BürgerInnen sechs Monate lang zu 

archivieren. Die Maßnahme war von 

Anfang an umstritten.

Die Vorratsdatenspeicherung kos-

tet in Österreich acht Millionen Euro 

pro Jahr. Ein Gutteil davon fl ießt den 

Telekomanbietern aus dem Steuer-

topf zu. Seit der Einführung vor ein-

einhalb Jahren gab es mehr als 400 

Abfragen. Vorwiegend allerdings 

nicht wegen schwerer Delikte, son-

dern in erster Linie bei Fällen von 

Diebstahl, Stalking, Drogendelikten, 

Urkundenfälschung oder Abgaben-

hinterziehung. Ob die präventive 

Durch das Navigationssystem kann der Arbeitgeber kontrollieren, ob wir Umwege bei Dienstfahrten machen.

Unser Surfverhalten im Internet ist für IT-Experten leicht nachvollziehbar.
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ten. Parallel dazu surft er mit sei-

nem Laptop im Internet. Für einen 

guten Freund will er zu dessen 50. 

Geburtstag noch ein Buch bei ama-

zon bestellen. 

Georg Blankendorf kann jedoch 

die Homepage des weltweit größ-

ten Online-Händlers nicht anwäh-

len. Leider wird bei amazon gerade 

gestreikt: Wegen der miserablen 

Arbeitsbedingungen, die im Früh-

jahr 2013 auch im deutschsprachi-

gen Raum medienöff entlich gewor-

den sind. Die Vorwürfe reichten von 

Lohndumping über Akkordarbeit bis 

zu Leiharbeit unter sklavenähnli-

chen Bedingungen. 

Jetzt erinnert sich Georg Blanken-

dorf wieder an die Zeitungsbe-

richte. Da greift er zum Telefon. 

Lieber bestellt er telefonisch bis 20 

Uhr das Buch bei der ihm bekann-

ten Buchhandlung in der Stadt. 

Dort kann er sich seine gewünsch-

ten Titel schon am nächsten oder 

übernächsten Tag abholen.  

Zur Sicherheit überwacht

Rund die Hälfte der Beschwerden, 

die bei der Datenschutzkommission 

in Österreich eingebracht werden, 

betreff en daher auch die Videoüber-

wachung. Dadurch könnten in Wirk-

lichkeit jedoch keine Delikte verhin-

dert werden, so Clara Fritsch. „Die 

Täter zerstören entweder vorher die 

Kamera oder handeln im Aff ekt.“ 

Weshalb werden dann trotzdem 

immer mehr öff entliche Plätze und 

Verkehrsmittel wie Busse, Straßen-

bahnen und U-Bahnen mit Kameras 

ausgestattet? 

Teils sind die Sicherheitsfi rmen 

dahinter, teils wollen die Betreiber – 

also auch die öff entliche Hand – nach 

den internationalen Terroranschlä-

gen auch in Österreich den Passan-

tInnen und Fahrgästen off ensichtlich 

Sicherheit vermitteln.

Am Abend lässt sich Blankendorf zu 

Hause müde auf die Couch sinken. 

Im Fernsehen laufen die Nachrich-

Protokollierung von Daten aus Tele-

fonie und Online-Kommunikation 

mit den Grundrechten der Euro-

päischen Union überhaupt verein-

bar ist, überprüft derzeit der Euro-

päische Gerichtshof in Luxemburg. 

Datenschützer aus mehreren Län-

dern, darunter Österreich, haben 

dagegen eine Klage eingebracht.

Als Georg Blankendorf am späten 

Nachmittag mit dem Firmenauto 

nach Hause fährt, muss er unter-

wegs tanken. Inzwischen sind auch 

sämtliche Tankstellen mit Überwa-

chungskameras ausgestattet. „Das 

ganz normale Leben ist ein per-

manenter Datenaustausch gewor-

den“, sagt Datenschutz-Exper-

tin Clara Fritsch. Die Betriebe 

– also etwa auch Supermärkte 

– müssen jedoch jede Videokamera 

von der Datenschutzkommission 

genehmigen lassen und dürfen 

die Aufnahmen maximal drei Tage 

lang speichern. Eindeutig verboten 

ist die Überwachung per Video in 

Umkleide- und Pausenräumen. 
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W
er Missstände öff ent-

lich macht und dabei 

seine ArbeitgeberInnen 

schlecht aussehen lässt, begibt sich 

auf dünnes Eis. Dazu braucht es 

Menschen mit sozialem Mut und 

mit ethischem Ungehorsam. Abseits 

der berühmten Aufdecker wie Julian 

Assange oder Edward Snowden 

gibt es weitere HinweisgeberInnen, 

deren Informationen von hohem 

öff entlichem Wert sind – sollte man 

meinen. Denn nicht selten werden 

die Hinweisgeber öff entlich verun-

glimpft und mit psychologischer 

Kriegsführung bedacht.

In Frankreich hat sich für Hinweis-

gebertum, das soziale Missstände 

anprangert, der Ausdruck ethischer 

Ungehorsam etabliert. Denn es stellt 

sich das Problem, an wen sich Alarm-

schlägerInnen wenden sollen, wenn 

doch ihre eigenen Vorgesetzten die-

jenigen sind, die „Dreck am Stecken“ 

haben. Verschiedene „Öff entlich-

keiten“ stehen den Hinweisgebe-

rInnnen zur Verfügung: Behörden, 

Staatsanwaltschaft oder Medien. 

Whistleblowing rechtlich

Eine EU-weite Gesetzgebung dazu 

gibt es nicht. Im Nicht-EU-Staat 

Island gibt es seit April 2011 eines der 

modernsten Gesetze zum Hinweis-

geberInnen-Schutz in Europa. Groß-

britannien, Spanien und die Nieder-

lande haben nationale Gesetze zum 

Thema HinweisgeberInnen.

Whistle-
blowing
Hinweise geben, aufdecken, 
Nest beschmutzen?
von Clara Fritsch

In Österreich lässt sich ein gewisser 

Schutz aus dem Arbeitsverfassungs-

gesetz ableiten. Und zwar aus § 37 

wo das Recht für ArbeitnehmerInnen 

festgelegt ist, sich intern mit einer 

Beschwerde an die ArbeitgeberIn-

nen zu richten und gleichzeitig klar-

gestellt ist, dass daraus kein Nachteil 

für die HinweisgeberInnen entste-

hen darf. Die sogenannte „Motivkün-

digung“ ist somit bei Hinweisgebe-

rInnen ausgeschlossen. 

Recht haben und
Recht bekommen

Es wird allerdings nicht reichen, sich 

dem Thema nur von juristischer Seite 

zu nähern und nach Gesetzesbe-

schlüssen zu rufen. Das Beispiel USA 

zeigt es vor: Dort gibt es ein Gesetz, 

das Hinweisgebern einen besonde-

ren Schutz gewährleisten soll (Sor-

banes-Oxley-Act, kurz SOX genannt), 

doch dürfte dessen Wirksamkeit von 

den AlarmschlägerInnen wenig ver-

traut werden. Denn Whistleblower 

werden zunehmend verurteilt.

Hinweisgeber-Systeme

Das einzige öff entliche Whist-

leblowing-System in Österreich 

wurde 2013 von der Korruptions-

staatsanwaltschaft im Justizminis-

terium eingerichtet. Es werden aber 

auch in immer mehr privaten Unter-

nehmen Hinweisgeber-Systeme ein-

geführt – ausgehend von US-ameri-

kanischen Konzernen, die per Gesetz 

dazu verpfl ichtet sind. Die Meldung 

von Missständen kann aber immer 

nur als Ergänzung zum internen 

Management funktionieren. Dazu 

müssen zwei wesentliche AkteurIn-

nen berücksichtigt werden: Einer-

seits haben BetriebsrätInnen ein 

gewichtiges Wort mitzureden. Ande-

rerseits ist die Datenschutzkommis-

sion (DSK) verpfl ichtet, innerbetrieb-

liche Systeme zu genehmigen, bevor 

sie eingeführt werden. Die GPA-djp  

tritt dafür ein, dass die Behörde auch 

entsprechende Ressourcen erhält, 

um Whistleblowing-Systeme nach-

haltig überprüfen zu können.

Die Erfahrung mit Meldesyste-

men aller Art lehrt allerdings, dass 

die Einrichtung eines solchen Sys-

tems – sei es eine Telefon-Hotline, 

eine Internet-Plattform oder ein 

Beschwerdebriefk asten – nichts 

an der Betriebskultur an sich und 

dem Umgang miteinander ändert. 

Dazu braucht es weitere Voraus-

setzungen: eine öff entliche Diskus-

sion und Zivilcourage – beides kann 

man nicht kaufen, im Gegensatz zu 

einer technischen Einrichtung für 

ein Hinweisgebersystem.

Bei Datenschutzproblemen im 

Betrieb oder bei allgemeinen Fra-

gen zu Hinweisgeber-Systemen 

beraten die zuständigen Regional-

sekretärInnen der GPA-djp inte-

ressierte BetriebsrätInnen und 

ArbeitnehmerInnen. Infos unter:

http://arbeitundtechnik.gpa-djp.at

Clara Fritsch
Datenschutz-Expertin in der GPA-djp Clara Fritsch
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Kommentar

Ö
sterreichs ArbeitnehmerIn-

nen sind fl exibel. Sie arbei-

ten im Schnitt länger als 

in anderen europäischen Ländern 

und machen überdurchschnittlich 

viele Überstunden. Etwa ein Fünftel 

dieser Überstunden wird weder in 

Geld noch in Zeitausgleich abgegol-

ten. Österreichs ArbeitnehmerIn-

nen sind so fl exibel, dass sie einen 

Teil ihrer Arbeitszeit gleich gratis 

absolvieren. 

Aus der Beratungspra-

xis wissen wir, dass aus-

loggen und weiterarbei-

ten, unbezahlte Vor- und 

Nacharbeiten, Arbeit 

in den Urlaub und ins 

Wochenende mitnehmen 

und der Verfall von Zeitguthaben in 

vielen Betrieben gelebte Praxis sind. 

Selbstverständlich ist all das ille-

gal  und zum Glück immer noch die 

Ausnahme und nicht die Regel. Fakt 

ist jedoch, dass kaum ein Gesetz in 

Österreich so oft gebrochen wird 

wie das Arbeitszeitgesetz. Dabei 

lässt das Arbeitszeitrecht in Öster-

reich bereits jetzt Spielräume für die 

Gestaltung von Arbeitszeit off en. Es 

ermöglicht den Sozialpartnern, auf 

die Interessen von Branchen und 

sogar einzelnen Unternehmen ein-

zugehen und maßgeschneiderte 

Flexibel, fl exibler, 
am fl exibelsten  
Wenn die Arbeitgeber von Flexibilität 
sprechen, meinen sie: Überstundenzu-
schläge streichen. Das wäre Lohnraub! 
von Wolfgang Katzian

Kommentar
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Noch mehr Flexibilität 
würde die Arbeitszeiten 
völlig entgleisen lassen.

 

Auch die Forderung der Arbeitge-

berverbände in der Metallbran-

che nach fl exibleren Arbeitszei-

ten deuten in eine ähnliche Rich-

tung. Dabei sind auch dort fl exi-

ble Modelle längst Realität, und es 

gelingt den BetriebsrätInnen und 

ihren Gewerkschaften gut, dass bei 

diesen die Interessen der Angestell-

ten gewahrt bleiben. Genau das 

scheint den Arbeitgebern aber ein 

Dorn im Auge zu sein. Für eine Fle-

xibilisierung, die in Wirk-

lichkeit ein Dumping bei 

Löhnen und Gehältern 

durch Verzicht auf Über-

stundenzuschläge ohne 

Gegenleistung bedeutet, 

stehen wir jedoch sicherlich 

auch bei den Verhandlun-

gen in der Metallindustrie nicht zur 

Verfügung. 

Flexibilisierung bedeutet nicht Regel-

losigkeit. Wenn wir eine Flexibili-

sierung wollen, die auch Arbeitneh-

merInnen Nutzen bringt, dann brau-

chen wir klare Regeln und keine Aus-

hebelung von Gesetz und Kollektiv-

vertrag. Es gilt die Arbeitsbelastung 

zu reduzieren, und völlig entgleiste 

Arbeitszeitmodelle müssen wieder 

auf Schiene gebracht werden. 

Österreichs ArbeitnehmerInnen 

sind fl exibel genug.  

Lösungen auf Kollektivvertrags- und 

auf  Betriebsvereinbarungsebene 

auszuarbeiten. In einzelnen Fäl-

len ist auch eine tägliche Höchstar-

beitszeit bis zu 12 Stunden und eine 

wöchentliche Normalarbeitszeit bis 

zu 60 Stunden möglich.                              

Kein Wunder, dass die im Wahlkampf 

von den Arbeitgebern zelebrierte For-

derung nach fl exibleren Arbeitszei-

ten nicht nur bei vielen Arbeitneh-

merInnen und ihren BetriebsrätIn-

nen, sondern auch bei den Gewerk-

schaften die Alarmglocken schrillen 

ließen. „Wir arbeiten bereits jetzt am 

Limit und müssen springen, wann 

immer wir gebraucht werden. Und 

jetzt sollen wir noch mehr arbeiten. 

Das kann nur ein schlechter Scherz 

sein“, sagte mir kürzlich eine auf-

gebrachte Angestellte einer Textil-

kette am Telefon. Und sie hat recht, 

die Forderung nach mehr Flexibilität 

ist ein schlechter Scherz. Den Arbeit-

gebern geht es dabei nicht darum, 

die Arbeitszeit fl exibler, sondern die 

Arbeitskraft billiger zu machen. 
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Aktuell
 Unfaire Teilzeit

Mindestsicherung
Trotz Armutsgefährdung erhielten viele 
keine Leistung.

Im Jahr 2011 haben in Österreich 

193.276 Personen die bedarfsorien-

tierte Mindestsicherung bezogen. 

Unter der Einkommensgrenze, die 

wie die Mindestpensionen mit 753 

Euro für Einzelpersonen festgelegt 

ist, lagen jedoch rund 390.000 Men-

schen. Dies geht aus Berechnungen 

der Armutskonferenz auf Basis von 

Daten der Statistik Austria aus dem 

Jahr 2011 hervor.

Das bedeutet, dass lediglich rund 50 

Prozent der armutsgefährdeten Men-

schen die Mindestsicherung bean-

tragt haben. Zwischen den einzelnen 

Bundesländern gab es gravierende 

Unterschiede: Während in Wien 

mehr als drei Viertel und in Salzburg 

fast 60 Prozent aller anspruchsbe-

rechtigten Personen die Mindestsi-

cherung bezogen, waren es in Kärn-

ten nur etwa 20 Prozent.

In Oberösterreich bezogen 24 Pro-

zent der Armutsgefährdeten die 

Mindestsicherung, in Niederöster-

reich, der Steiermark, Tirol und dem 

Burgenland waren es zwischen 32 

und 36 Prozent. In Vorarlberg waren 

es 48 Prozent. 

Sozialexperte Martin Schenk sieht 

ein Stadt-Land-Gefälle: In einer Groß-

stadt leben mehr einkommensarme 

Menschen, und geschützt durch eine 

höhere Anonymität trauen sie sich 

eher, einen Antrag zu stellen, als in 

einer kleinen Gemeinde, wo jeder 

jeden kennt. 

Teilzeitbeschäftigte erzielen 
wesentlich geringere Stun-
denlöhne als Vollzeitbeschäf-
tigte. Diese Einkommens-
Benachteiligungen treffen ein 
Viertel aller Beschäftigten – 
die überwiegende Mehrheit 
davon sind Frauen.

Im Durchschnitt verdienen 
Teilzeitbeschäftigte in der 
Stunde um 24,2 Prozent 
weniger als Vollzeitbeschäf-
tigte. Während diese im 
Mittel € 13,60 Bruttostun-
denlohn erzielen konnten, 
müssen sich Teilzeitkräfte 
mit € 10,31 begnügen. Das 
zeigt eine Auswertung der 
Verdienststrukturerhebung 
der Statistik Austria durch 
das Sozialministerium.

Zwar gibt es Unterschiede 
in Wirtschaftszweigen oder 
berufl ichen Positionen, unab-
hängig davon verdienen Teil-
zeitbeschäftigte aber in allen 
Branchen und in allen Berufs-
hauptgruppen pro Arbeits-
stunde weniger als Vollzeit-
beschäftigte.

Es gibt zwei Ausnahmen: 
Berufe im Gesundheitswe-
sen (z. B. Krankenpfl egerIn-
nen) und BedienerInnen von 
Anlagen und Maschinen 
haben im Mittel zumindest 
denselben Stundenlohn wie 
Vollzeitkräfte.

Infos: www.bmask.gv.at

Ab November Überweisungen mit IBAN

Ab 1. Februar 2014 dürfen nationale Zahlverfahren für auf Euro lau-
tende Überweisungen und Lastschriften nicht mehr verwendet werden. 
Alle Euro-Zahlungen müssen dann als SEPA-Überweisung oder SEPA 
Lastschrift durchgeführt werden. Zahlungen innerhalb Europas funktio-
nieren dann wie Inlandszahlungen. 

Im Geldverkehr mit der GPA-djp ist die Verwendung von IBAN (BIC) 
bereits ab November 2013 verpfl ichtend. Alte Kontonummern und 
Bankleitzahlen dürfen nicht mehr verwendet werden. Die Creditor-ID 
des ÖGB und somit der GPA-djp lautet: AT48ZZZ00000006541
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Jetzt gehts ums „Eingemachte“! 
Die alljährlichen Verhandlungen zum Metaller-Kollektivvertrag sind im 
Gange. Die Gewerkschaften fordern einen Abschluss über der Infl ati-
onsrate und zusätzliche Freizeit bei besonders belastender Arbeit.
von Martin Panhholzer

D
ie Kollektivvertragsverhand-

lungen für die etwa 170.000 

Beschäftigten der Metallin-

dustrie begannen heuer am 20. Sep-

tember mit einer großen Betriebs-

rätInnenkonferenz in Wien. Die 

Gewerkschaften PRO-GE und GPA-

djp fordern neben einer kräftigen 

Lohn- und Gehaltserhöhung den 

Erhalt des einheitlichen Leitkollek-

tivvertrags der Metallindustrie.

Der Kollektivvertrag für die Beschäf-

tigten der Metallindustrie hat tra-

ditionsgemäß eine Leitfunktion 

für die Lohn- und Gehaltserhöhun-

gen aller Beschäftigten des Landes. 

steckt unzweifelhaft die Absicht, die 

Verhandlungsmacht der Gewerk-

schaften insgesamt zu schwächen 

und das Lohn- und Gehaltsniveau zu 

drücken. 

Die etwa 2.500 ins Austria Center 

Vienna angereisten BetriebsrätIn-

nen der österreichischen Metall-

industrie brachten in einer ein-

stimmig beschlossenen Resolution 

am 20. September die Brisanz die-

ses Konfl ikts klar zum Ausdruck.  

„Wenn die Fachverbände antreten, 

um unseren gemeinsamen Kollek-

tivvertrag zu zerstören, müssen sie 

mit unserem entschlossenen Wider-

BetriebsrätInnen der Gewerkschaften PRO-GE 
und der GPA-djp im Wiener Austria Center.

Daher hat das Ergebnis dieser Kol-

lektivvertragsrunde eine weit über 

die Metallbranche hinaus reichende 

Bedeutung. Bereits im Vorjahr 

wurde die Verhandlungsgemein-

schaft auf Betreiben des größten 

Fachverbandes der Maschinen und 

Metallwarenindustrie (FMMI) mit 

dem Argument, nur getrennte Ver-

handlungen können die spezifi sche 

Situation der unterschiedlichen 

Bereiche berücksichtigen, aufgeteilt. 

Einheitliche Verhandlungen

Hinter diesem Versuch, die Metall-

verhandlungen zu zersplittern, 
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Metaller-KV

stand rechnen,“ stellt der Verhand-

lungsleiter der Produktionsgewerk-

schaft Pro-GE, Rainer Wimmer, zu 

Beginn der Versammlung klar.

Das Resultat der Verhandlungen 

im Jahr 2012 war ein völlig identer 

Abschluss für alle Beschäftigten. Die 

kollektivvertraglichen Mindestlöhne 

und -gehälter stiegen in allen Berei-

chen  um 3,4 Prozent bis 3,3 Prozent. 

Die Ist-Löhne und Ist-Gehälter wur-

den um 3,3 Prozent bis 3,0 Prozent 

angehoben. Dieser Abschluss konnte 

auch die Leitfunktion für alle ande-

ren Bereiche der österreichischen 

Wirtschaft behaupten.

Arbeitgeber uneinsichtig

Die Vertreter der Arbeitgeber behar-

ren auch heuer auf einer getrenn-

ten Verhandlungsstruktur. Es ist 

nicht gelungen, die Verantwortli-

chen davon zu überzeugen, dass 

eine gemeinsame Verhandlung der 

eff ektivere, vernünftigere Weg ist. 

In diesem Zusammenhang wird von 

der Arbeitgeberseite immer wieder 

die notwendige Flexibilisierung der 

Arbeitszeit ins Treff en geführt.  Dass 

die Gewerkschaften PRO-GE und 

GPA-djp bereit sind, über weitere Fle-

xibilisierung zu verhandeln, haben 

sie im Sommer durch ein umfassen-

des Arbeitszeitpaket als Verhand-

lungsbasis zum Ausdruck gebracht. 

„Für uns machen solche Verhand-

lungen zu diesem Thema aber nur 

in einer gemeinsamen Struktur 

Sinn. Eine Sondertour für einen ein-

zelnen Verband wird es auch heuer 

sicher nicht geben, und für eine Fle-

xibilisierung, die in Wirklichkeit ein 

Dumping bei Löhnen und Gehältern 

durch Verzicht auf Überstundenzu-

schläge ohne Gegenleistung bedeu-

tet, stehen wir auch künftig sicher 

nicht zur Verfügung“, so der Verhand-

lungsleiter der GPA-djp, Karl Proyer. 

„Eine Partnerschaft funktioniert nur 

auf der Basis von gegenwärtiger 

Wertschätzung und auf Augenhöhe. 

Wenn Herr Knill  (Christian Knill, Vor-

sitzender des FMMI, Anm.) meint, er 

könne die Umsetzung der Sozialpart-

nerschaft nach eigenem Gutdünken 

diktieren, dann wird er damit Schiff -

bruch erleiden“, so Proyer.

Ein größeres Stück vom Kuchen

Unbestreitbar ist, dass die wirt-

schaftlichen Rahmenbedingungen 

für die Metallbranche schon einmal 

besser waren, allerdings von den  

VertreterInnen der Unternehmen 

oft schlechter dargestellt werden, als 

sie wirklich sind. Der seit 2007 um 

sechs Milliarden auf 59 Milliarden 

Euro gestiegene Produktionswert 

bringt eindrucksvoll zum Ausdruck, 

dass sich die Branche auf sehr hohem 

Niveau bewegt.  „Wenn es sich die 

Unternehmen leisten können, auch 

im Jahr 2012 fast zwei Milliarden Euro 

an Dividenden auszuschütten und 

die Führungskräfte Anfang 2013 sich 

über einen Einkommenszuwachs 

von 4,5 Prozent freuen können, dann 

muss man die Verteilungsfrage ganz 

grundsätzlich stellen. Dann fordern 

wir ein größeres Stück vom Kuchen, 

um die Kaufk raft der Beschäftigten 

zu sichern, dann geht es ums Einge-

machte“, so Proyer.

PRO-GE und GPA-djp fordern einen 

Abschluss deutlich über der Infl ati-

onsrate, die im Schnitt im vergange-

nen Jahr bei 2,4 Prozent lag. Im Rah-

menrecht fordern die Gewerkschaf-

ten zusätzlich bezahlte Freizeit bei 

besonders belastender Arbeit, eine 

Verbesserung der Anrechnung von 

Karenzen für dienstzeitabhängige 

Ansprüche sowie die Verbesserung 

der Abgeltung der passiven Reisezei-

ten außerhalb der Normalarbeits-

zeit von Angestellten.

Respekt eingefordert

Der Angestellten-Betriebsratsvor-

sitzende von MAN-Steyr und GPA-

djp-Spitzenverhandler Markus Vogl 

brachte es bei der Wiener Betriebs-

rätInnenkonferenz auf den Punkt: 

„Es sind die Beschäftigten, die durch 

ihren tagtäglichen Einsatz  die guten 

Ergebnisse der Betriebe ermögli-

chen. Es ist eine Frage des Respekts, 

ob man bereit ist, in Sachen Ver-

handlungsstruktur auf die Wünsche 

des Partners einzugehen, oder ob 

man stur auf seinen Vorstellungen 

beharrt.“

Die Verhandlungen für den Kollek-

tivvertrag Metallindustrie starte-

ten Ende September. Über den Ver-

handlungsverlauf  und das Ergebnis 

informiert die Website der GPA-djp:

www.gpa-djp.at  

GPA-djp Spitzenverhandler Markus Vogl 
sieht  gute Betriebsergebnisse vor allem 
durch die Beschäftigten ermöglicht.
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Balance bei der Besteuerung
Caritas-Präsident Franz Küberl sieht im Gespräch mit der KOMPETENZ 
viele Menschen in einer Menge handfester Nöte stecken. Vielen Leuten 
falle es schwer, um Mindestsicherung anzusuchen. Sorge bereitet ihm 
auch das Thema Pfl ege.

von Alexia Weiss

KOMPETENZ: Die Anzahl der Bezie-

herInnen der Mindestsicherung ist 

gestiegen, vor allem in Wien. Gibt es 

hier ein neues Armutsproblem?

Küberl: Natürlich ist die bedarfsori-

entierte Mindestsicherung Spiegel-

bild der Gesellschaft – sie spiegelt 

wider, dass es eine ganze Menge 

von handfesten Nöten gibt, in denen 

Menschen stecken können. Etwa 20 

Prozent der Menschen, die Mindest-

sicherung beziehen, müssen damit 

einige Monate oder auch länger 

überbrücken. Rund 80 Prozent der 

Bezieher erhalten Zuzahlungen zu 

dem, was sie an zu geringem Ver-

dienst haben oder an zu geringen 

Leistungen aus der Arbeitslosenhilfe. 

Das ist mir schon wichtig festzuhal-

ten, dass der überwiegende Teil von 

Mindestsicherungsbeziehern arbei-

tet oder dringend auf Arbeit wartet. 

Wir wissen übrigens, dass die beste 

Form von Mindestsicherung die ist, 

eine Arbeit zu haben. Ich will aber 

auch betonen, dass die Mindestsi-

cherung gegenüber der früheren 

Sozialhilfe Verbesserungen gebracht 

hat. Es gibt nun einen Rechtsan-

spruch und die Menschen sind kran-

kenversichert. In manchen Bundes-

ländern wären allerdings noch bes-

sere Anschlussverfahren nötig.

KOMPETENZ: Was funktioniert in den 

Bundesländern noch nicht ideal?

Küberl: Ich glaube, dass man sich in 

den ländlichen Gebieten durchge-

hend überlegen muss: Was ist die 

richtige Form, dass Menschen, wel-

che die Mindestsicherung bräuch-

ten, diese auch bekommen. Ich 

weiß von einem Bezirk in der Stei-

ermark, in dem alle Menschen, die 

dafür in Frage kommen, auch ange-
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Interview

schrieben wurden. Ich halte das für 

sehr fair. Das ist kein Geld-Nach-

schmeißen. Diese Leute haben jeden 

Euro nötig. Es gibt aber dann auch 

Gegenden, wo sich Menschen, die 

einen Anspruch auf Mindestsiche-

rung haben, gar nicht zur Behörde 

trauen, weil man ins Gerede kommt. 

Das halte ich für überwindenswert.

KOMPETENZ: Die Kluft zwischen Arm 

und Reich schließt sich nicht. Zuletzt 

hat sich im Nationalratswahlkampf 

wieder eine Steuerdebatte entfacht. 

Auch eine Reichensteuer wurde dis-

kutiert. Wie lautet hier Ihre Position?

Küberl: Ich halte es für gescheit, 

dass man auch Respekt vor den Leu-

ten hat, die gut oder sehr gut verdie-

nen. In einem Solidarsystem braucht 

es auch Starke – ich rede immer von 

denen, die ihr Geld redlich verdie-

nen. Ich halte nichts von Reichen-

bashing. Allerdings möchte ich dar-

auf verweisen, dass das WIFO schon 

vor längerer Zeit darauf aufmerk-

sam gemacht hat, dass wir darauf 

achten müssen, dass die Besteue-

rung der Arbeit und die der Vermö-

genserträge in einer Balance sind. 

KOMPETENZ: Es gibt Aufgaben in 

unserer Gesellschaft, die von vie-

len Menschen unbezahlt übernom-

men werden, wie etwa die Pfl ege 

von Angehörigen. Auch das kann 

zu Armut führen. Welche Probleme 

sieht die Caritas derzeit im Bereich 

der Pfl ege?

Küberl: Ich kann mit dem Punkt 

beginnen, den Sie schon genannt 

haben. Wir gehen davon aus, dass 

rund 80 Prozent der Pfl egebedürf-

tigen zu Hause gepfl egt werden, 

meist von ihren Angehörigen. Als 

Unterstützung gibt es nun auch die 

24-Stunden-Pfl ege. Wir bräuchten 

eine Lösung für die Kluft, die derzeit 

zwischen den vier Stunden an Haus-

krankenpfl ege, die bezahlt werden, 

und der 24-Stunden-Pfl ege klaff t. Wir 

werden schauen müssen, dass wir 

auf eine Pfl ege von bis zu acht Stun-

den am Tag kommen und so dafür 

sorgen, dass die Leute, die zu Hause 

bleiben wollen, das auch können.  

Man muss zudem aufpassen, dass 

das Pfl egegeld nicht zu einem 

Taschengeld verkommt. Das Pfl ege-

geld ist seit seiner Einführung 1993 

um 29 Prozent im Wert gesunken. 

Daher muss der Pfl egefonds ver-

nünftig ausgebaut werden. Das 

Risiko Pfl ege muss genauso abgesi-

chert werden wie das Risiko, krank 

oder arbeitslos zu werden.

KOMPETENZ: Hinsichtlich der 

24-Stunden-Pfl ege gibt es aus 

gewerkschaftlicher Sicht massive 

Bedenken hinsichtlich der Arbeits-

bedingungen dieser Kräfte. Teilen 

Sie diese?

Küberl: In Wirklichkeit war das ja die 

Legalisierung von mehreren Tausend 

halbillegalen oder illegalen Beschäf-

tigungsverhältnissen. Dass das ewig 

so bleibt, würde ich nicht sagen. Eine 

Änderung würde aber einen fi nan-

ziellen Mehrbedarf bedeuten. Da ist 

die schwierige Frage: Wer bezahlt 

das? Ein wichtiger Schritt wäre nun 

sicherzustellen, dass es seitens der 

Anbieter eine vergleichbare Qualität 

gibt. Und: Derzeit wissen wir, dass 

hier Menschen aus anderen Ländern 

tätig sind, für die unser Geld heute 

mehr wert ist als das in ihrer Heimat. 

Auch das wird sich einmal ändern. 

KOMPETENZ: Eine Gruppe von Men-

schen, die zuletzt in den Fokus 

der Öff entlichkeit gerückt ist, sind 

AsylwerberInnen. Die Caritas ist 

hier durch ihr Engagement für die 

Flüchtlinge, die derzeit im Serviten-

kloster betreut werden, ebenfalls im 

Schlaglicht der Medien. Was läuft 

schief beim Thema Asyl?

Küberl: Was die Flüchtlinge, die 

zunächst in der Votivkirche Zufl ucht 

gefunden haben, betriff t, möchte 

ich darauf aufmerksam machen, 

dass hier etwas in Österreich unver-

ständlicherweise zu großem Ärger 

geführt hat: Dass sich Asylwerber 

selbst zu Wort gemeldet haben. Wir 

sind es gewohnt, dass sich Gewerk-

schaften zu Wort melden, Unter-

nehmen, auch die Caritas, aber dass 

Asylwerber oder Obdachlose oder 

Arbeitslose für sich sprechen, sorgt 

für Unmut, und darüber sollten wir 

nachdenken. 

Flüchtlinge gibt es, weil es an vielen 

Ecken und Enden der Welt kracht. 

Wir müssen helfen und schauen, 

dass die Menschen, die fl üchten, 

ein faires und qualitätvolles Ver-

fahren erhalten. Man muss aber 

auch sehen: Asylwerber sind Men-

schen, die sich im Wartezimmer des 

Lebens befi nden – monatelang oder 

länger. Beschäftigung würde hier 

vieles erleichtern. Und da stocken 

wir.  
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Caritas-Präsident Küberl im Gespräch mit KOMPETENZ Redakteurin Alexia Weiss.
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I
m Dezember 2013 soll im Europäi-

schen Rat die Grundsatzentschei-

dung über die Pakte für Wett-

bewerbsfähigkeit fallen. Worum es 

dabei geht? „Troika und Struktur-

reformen für alle!“, lautet die zuge-

spitzte Antwort: Die Einschnitte in 

das Sozialsystem, die im südeuropäi-

schen Laboratorium erprobt wurden, 

sollen verallgemeinert werden. Erst 

ein klares „Nein“ – wie es etwa die 

Initiative „Europa geht anders“ for-

dert – wird den Raum für Alternati-

ven öff nen.

Für die breite Masse der Menschen in 

Europa ist die bisherige Krisenpolitik 

gescheitert: Seit Beginn der Aufzeich-

nungen war die Arbeitslosenquote 

noch nie so hoch: 26 Millionen Men-

schen sind in der Union ohne Lohn-

arbeit – rund zehn Millionen mehr 

als vor der Wirtschaftskrise. Beson-

ders dramatisch ist die Situation in 

jenen Ländern, die im Anschluss an 

die Wirtschaftskrise die Politik der 

Troika umsetzen mussten, um Geld 

zu erhalten: In Griechenland und 

Spanien beträgt die Arbeitslosig-

keit mittlerweile rund 27 Prozent – 

unter Jugendlichen sogar 60 Prozent. 

Werte, die selbst in der Zwischen-

kriegszeit nur kurzfristig übertroff en 

wurden.

Die Gelder kommen aber nicht den 

Arbeitslosen und Armen zugute, son-

dern werden zu keinem geringen 

Anteil zur Rettung von Banken einge-

setzt, die nicht selten aus den „Geber-

ländern“ stammen. Neben drasti-

schen Sparmaßnahmen verordnet 

das „Reformbündnis“ aus Unterneh-

merverbänden, Finanzindustrie, EU-

Kommission, neoliberalen Staats-

chefs und EZB „Strukturreformen“, 

zu denen sich die betroff enen Länder 

durch vertragliche Vereinbarungen 

verpfl ichten.

Strukturen werden
nicht reformiert

Die Erfahrungen zeigen aber, dass 

damit nicht jene Strukturen einer 

Reform unterzogen werden, die für 

die Wirtschaftskrise verantwortlich 

sind. So kam es in keinem der betrof-

fenen Länder zu einer merklich ver-

stärkten Besteuerung von Vermö-

gen, hohen Einkommen und Unter-

nehmensgewinnen. Genauso wenig 

wurde die Monopolisierung wirt-

schaftlicher Entscheidungen durch 

eine Demokratisierung aufgebro-

EuropaEuropa geht anders geht anders
Eine europaweite Initiative soll den weiteren Abbau von sozia-
len und demokratischen Rechten in den EU-Staaten verhindern. 
von Lukas Oberndorfer

 Was ist die  EU-Troika?

Die Troika ist aus VertreterIn-
nen der Europäischen Zent-
ralbank, des Internationalen 
Währungsfonds und der 
EU-Kommission zusammenge-
setzt. Jene Mitgliedsstaaten, 
die Gelder aus dem „Ret-
tungsschirm“ erhalten wollen, 
müssen „Verträge“ über 
„Strukturreformen“ mit der 
Troika aushandeln.

Die bisherige Krisenpolitik der EU ist 
gescheitert. Noch nie waren so viele Men-
schen in der Union ohne Arbeit wie jetzt.
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Europa

chen. Im Gegenteil, die Ungleichheit 

in der Verteilung und die Entdemo-

kratisierung der Wirtschaft(-spolitik) 

spitzte sich weiter zu.

Da Ausgabenkürzungen und neoli-

berale Strukturreformen die Nach-

frage drosseln, kam es zu einem mas-

siven Einbruch der Wirtschaft. Dass 

diese Entwicklung im Süden letztlich 

auch die Länder des Zentrums treff en 

werde, war kritischen ÖkonomInnen 

von Anfang an klar: denn 87 Prozent 

der Nachfrage nach europäischen 

Gütern und Dienstleistungen gehen 

auf die Nachfrage im Euro-

päischen Binnenmarkt 

zurück. Dieser Zusammen-

hang wurde 2012 neuerlich 

off enkundig, als die Wirt-

schaftsleistung der gesam-

ten Eurozone um 0,4 Pro-

zent zurückging.

Die Verallgemeinerung
der Krisenpolitik

Obwohl die Politik in den „Krisenlän-

dern“ aus der Perspektive der breiten 

Masse gescheitert ist, wird sie in ganz 

Europa verallgemeinert: Das neolibe-

rale „Reformbündnis“ hat ab 2010 

energische Anstrengungen unter-

nommen, Teile der sogenannten 

Austeritätspolitik (bedingungslose 

Kürzung der öff entlichen Leistun-

gen) und der „Strukturreformen“ auf 

ganz Europa auszuweiten. Im Zent-

rum dieser Bemühungen stehen die 

sogenannte Economic Governance 

(wirtschaftliches Paket aus sechs 

Rechtsakten, welches die Haushalts- 

und Wirtschaftspolitik verstärkt in 

die Hände der Europäischen Kom-

mission legt) und der Fiskalpakt (völ-

kerrechtliche Verpfl ichtung zu drasti-

scher Sparpolitik), die Ende 2011 bzw. 

Anfang 2013 in Kraft getreten sind.

Pakte für 
Wettbewerbsfähigkeit

Diese Politik soll nun mit einer Grund-

satzentscheidung im Dezember 2013 

in ihre nächste Etappe gehen: In Pak-

ten für Wettbewerbsfähigkeit, so die 

deutsche Kanzlerin Angela Merkel, 

sollen sich alle Mitgliedsstaaten der 

Euro-Zone vertraglich gegenüber der 

Kommission zur Deregulierung ihres 

Arbeitsrechts, zur „Reform“ ihrer Pen-

sionssysteme und zur Senkung ihrer 

Löhne verpfl ichten. Um politischen 

Widerstand zu überwinden, werden 

Zuckerbrot und Peitsche in Position 

gebracht: Wenn die Maßnahmen 

umgesetzt werden, gibt es dafür 

ganz nach dem in den Krisenlän-

dern zur Anwendung kommenden 

Modell, eine fi nanzielle Unterstüt-

zung. Andernfalls drohen Verwar-

nungen und Sanktionen in Form von 

Geldbußen. 

Die Entfaltung der Wirtschaftskrise 

und ihre „Bearbeitung“ haben die 

ohnehin oft schon prekäre Lebenssi-

tuation vieler Menschen weiter ver-

schärft und die neoliberalen Euro-

pabilder brüchig werden lassen. 

Eine Vertiefung der Union im Inter-

esse der Wenigen stößt daher immer 

weniger auf den Konsens der Bevöl-

kerung und lässt sich deshalb kaum 

noch demokratisch durchsetzen.

Autoritär-neoliberale 
Krisenpolitik

Es überrascht daher nicht, dass die 

bisherigen Bausteine der Krisenpoli-

tik ein autoritär-neoliberales Muster 

aufweisen: Sie stellen einen Eingriff  

in die europäischen Verträge dar, der 

ordnungsgemäß nur durch ein Ver-

tragsänderungsverfahren erfolgen 

hätte können, das die frühzeitige Ein-

bindung und Zustimmung der Parla-

mente und eine Ratifi zierung durch 

alle Mitgliedsstaaten vorsieht. In den 

Rechtswissenschaften herrscht daher 

weitgehend Einigkeit darüber, dass 

die Maßnahmen zur Absenkung der 

Zustimmungserfordernisse rechts-

widrig beschlossen wurden.

Dieses Muster scheint sich nun ein 

weiteres Mal zu wiederholen: Folgt 

man den Plänen der Kommission, soll 

wiederum eine untaugliche Rechts-

grundlage für die Pakte für Wettbe-

werbsfähigkeit herangezogen wer-

den. Erneut soll die Generaldirektion 

Wirtschaft und Finanzen der Kom-

mission gegenüber der parlamenta-

rischen Ebene gestärkt werden, auf 

der sich die Interessen der breiten 

Masse der Bevölkerung ver-

gleichsweise gut ausdrü-

cken können.

Was nun?

Gegen die Krisenpolitik bil-

den sich zunehmend Bünd-

nisse von unten. Hierfür steht der 

Aufruf „Europa geht anders“, der von 

zahlreichen ErstunterzeichnerInnen 

aus ganz Europa unterstützt wird. 

Auf der entsprechenden Homepage 

heißt es: „Wir fordern alle Menschen, 

die ein anderes Europa wollen, auf, 

Druck auszuüben, damit möglichst 

viele Regierungschefs dem Wett-

bewerbspakt eine Absage erteilen. 

Es braucht eine Kehrtwende hin zu 

einem demokratischen, sozialen und 

ökologischen Europa der Vielen!“

Aufruf:

www.europa-geht-anders.eu 

Die neoliberalen Kräfte in der EU 
wollen die gescheiterte Kürzungspolitik

auf ganz Europa ausweiten.

 Lukas Oberndorfer

ist Experte für Europarecht, 
Binnenmarktpolitik und Euro-
paforschung in der Abteilung 
EU & Internationales der AK 
Wien.
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W
er kann schon spontan 

die Wirtschaftsleistung 

eines Staats nachrech-

nen oder eine Statistik nachprüfen? 

Rechtzeitig mit passenden Zahlen 

zu winken, kann politische Gegner 

leicht mundtot machen. Wie geru-

fen kamen daher für die Verfech-

ter eines harten Sparkurses 2010 

die Berechnungen der US-Ökono-

men Carmen Reinhard und Kenneth 

Rogoff , die angeblich belegten, dass 

bei einer Staatsverschuldung von 

mehr als 90 Prozent des Bruttoin-

landsprodukts die Wirtschaft unwei-

gerlich zu schrumpfen beginnt.

Reinhard und Rogoff  hatten in 44 

Ländern untersucht, wie sich Staats-

schulden auf das Wirtschaftswachs-

tum auswirken. Sie postulierten, 

dass Schulden gefährlich seien und 

der Staat handlungsunfähig würde. 

Damit lieferten sie sparwütigen 

PolitikerInnen in ganz Europa den 

akademischen Unterbau für Schul-

denbremse und harte Sparaufl agen.

Dazu schreibt Wirtschaftsnobel-

preisträger Paul Krugmann in der 

New York Times: „Die Reinhard-

Rogoff -Studie erschien gerade zu 

Beginn der Griechenlandkrise und 

stand in Einklang mit dem Wunsch 

vieler Politiker, von Stimulus- auf 

Sparkurs umzuschwenken.“ Statt 

Investitionen gab es Sparpro-

gramme – so auch in Spanien.

Studie entzaubert 

Drei Jahre später ist von der magi-

schen 90-Prozent-Grenze nicht 

mehr viel übrig. Peinlich, aber wahr: 

Reinhard und Rogoff  haben sich ver-

rechnet. Andere Forscher, wie Tho-

mas Herndon, Doktorand an der 

Universität Massachusetts, versuch-

ten vergeblich die Ergebnisse und 

die magische 90-Prozent-Schulden-

grenze nachzuvollziehen.

Gleich mehrere Fehler wurden 

inzwischen nachgewiesen. Durch 

einen Excel-Anwendungsfehler wur-

den die Länder Österreich, Austra-

lien, Kanada, Dänemark und Bel-

gien nicht in die Berechnungen mit 

einbezogen. Gepfuscht wurde auch 

bei der Gewichtung der Länder. So 

wurde etwa Großbritannien, des-

sen Wirtschaft trotz einer Schulden-

quote von über 90 Prozent um 2,4 

Prozent des BIP gewachsen ist, zu 

niedrig gewichtet. 

Die Studie beweist alles und nichts. 

Es gibt Länder mit hohen Schul-

den, die trotzdem wachsen und sol-

che, die es nicht tun. Was bleibt, ist 

neben der Blamage für alle, die den 

falschen Zahlen aufgesessen sind, 

die katastrophale Auswirkung der 

Sparpolitik. Trotz tiefer Einschnitte 

in Sozialsysteme, Löhne und Pensi-

onen, ist die Wirtschaft in den Kri-

senländern weiter abgestürzt und 

die Schulden sind gewachsen. Der 

wahre Skandal rund um die falschen 

Zahlen ist nicht der Rechenfehler, 

sondern die verfehlte Politik, die 

damit gerechtfertigt  wird. 

Falscher Zwang zum Sparen
Konservative Sparpolitik wurde durch eine Studie gerechtfertigt, 
die auf schweren Berechnungsfehlern aufbaut. 
von Lucia Bauer
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Europa

Erkrankung muss auch
Zeitausgleich unterbrechen  
Katzian drängt auf rasche gesetzliche Reparatur.

Wer sich Zeitausgleich genommen 

hat und erkrankt, kann den Zeit-

ausgleich – anders als den Urlaub – 

nicht in Krankenstandstage umwan-

deln. Das besagt ein aktuelles Urteil 

des Obersten Gerichtshofs (OGH).

Bei einem längeren Krankheitsfall 

im Urlaub wird dieser ab dem drit-

ten Tag für die Dauer des Kranken-

standes unterbrochen. Die entspre-

chenden Urlaubstage werden nicht 

verbraucht. Wird man während 

eines Zeitausgleichs krank, verfällt 

dieser hingegen ersatzlos.

Für GPA-djp-Vorsitzenden Wolfgang 

Katzian ist es untragbar, dass durch 

dieses OGH-Urteil bereits geleis-

tete Arbeitszeit nicht mehr für die 

Angestellten verfügbar sein sollte. 

Die Honorierung von geleisteten 

Überstunden fällt einfach weg. 

„Der Gesetzgeber ist hier gefordert, 

rasch eine Klarstellung vorzuneh-

men, um eine rechtliche Gleichstel-

lung zwischen Urlaub und Zeitaus-

gleich vorzunehmen“, so Katzian.

Katzian bekräftigt, dass günstigere 

betriebliche Regelungen, wie sie in 

zahlreichen Betriebsvereinbarun-

gen bestehen, selbstverständlich 

auch nach diesem OGH-Urteil auf-

recht bleiben und auch zukünftig 

vereinbart  werden können. 

Medien

Arbeitswelt
Krank und gekündigt

Die Arbeiterkammer kritisiert 
den Umgang von Arbeitge-
bern mit ihren MitarbeiterIn-
nen im Krankenstand. Eine 
Online-Umfrage mit 5.500 
TeilnehmerInnen im Juni 
2013 ergab, dass 90 
Prozent der ArbeitnehmerIn-
nen schon einmal krank 
arbeiten gegangen seien, 
„weil sie ihre Kollegen nicht 
im Stich lassen wollen oder 
Angst um den Job haben“.

Knapp neun Prozent der 
Befragten seien zumindest 
einmal im Zusammenhang 
mit Krankenstand zu einer 
einvernehmlichen Lösung 
oder Selbstkündigung 
gedrängt worden. Von diesen 
haben 57 Prozent das Unter-
nehmen auch gleich verlas-
sen. Elf Prozent der Teilneh-
merInnen an der Online-
Umfrage wurden im Kranken-
stand gekündigt oder entlas-
sen. Und fünf Prozent hatten 
im Krankenstand schon 
einmal Probleme mit der Fort-
zahlung ihrer Entgelte. 

                        Für AK- 
                        Präsident                      
             Rudolf Kaske  
  sind das  
  alarmie  
  rende Daten: 
„Kranke Menschen müssen 
sich auskurieren. Sie noch 
unter Druck zu setzen ist wirk-
lich letztklassig.“ Die AK 
fordert daher, dass auch bei 
einvernehmlichen Lösungen 
des Dienstvertrages der 
Betriebsrat verpfl ichtend ein-
geschaltet wird. 

Angestellte gegen Sonntagsöffnung
Die oberösterreichischen Handelsangestellten haben ein klares 
Votum gegen Pläne zur Sonntagsöffnung in Bad Leonfelden und 
Grieskirchen abgegeben. Die GPA-djp hat eine Urabstimmung in 
den betroffenen Handelsbetrieben durchgeführt: Die überwiegende 
Mehrheit der Angestellten will am Sonntag nicht arbeiten.

Der öffentliche Druck zeigte Wirkung: Der Wirtschaftsbund Bad 
Leonfelden erhält nun keine Sondergenehmigung zur Ladenöffnung 
an Sonntagen während der kommenden Landesausstellung.
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R
und 50.000 Menschen arbei-

ten in Österreich derzeit als 

sogenannte freie Dienstneh-

merInnen. Die meisten von Ihnen 

sind im Gesundheits- und Sozialbe-

reich, in der Erwachsenenbildung, 

im Bereich Werbung und Markt-

kommunikation sowie im Journalis-

mus tätig. Was auf den ersten Blick 

wie eine freie Tätigkeit aussieht, ent-

puppt sich bei genauerem Hinsehen 

meist als Umgehungskonstruktion: 

Denn der Großteil der freien Dienst-

nehmerInnen steht, auf den Arbeits-

inhalt bezogen, in totaler Abhängig-

keit zum jeweiligen Arbeitgeber.

Trotzdem haben diese Menschen 

kein normales Angestelltenverhält-

nis und daher gelten für sie arbeits-

rechtliche Bestimmungen wie ein 

Mindesteinkommen durch einen 

Kollektivvertrag oder das Arbeitszeit-

gesetz einfach nicht. Für GPA-djp-

Bundesgeschäftsführerin Dwora 

Stein ein unhaltbarer Zustand: „Die 

soziale und arbeitsrechtliche Situ-

ation von Menschen in fl exiblen 

Arbeitsverhältnissen muss dringend 

verbessert werden. Auch atypisch 

Beschäftigte müssen ein Auskom-

men mit ihrem Einkommen fi nden.“

Die Ergebnisse einer Online-Befra-

gung von 315 freien Dienstneh-

merInnen und Werkvertragsneh-

merInnen zu ihren Arbeitsbedin-

gungen und Honoraren im Juni 2013 

bestätigen dieses Bild: Obwohl freie 

DienstnehmerInnen sehr gut aus-

gebildet sind, ist nur die Hälfte der 

Honorare existenzsichernd. Atypi-

sche Beschäftigung ist mittlerweile 

altersunabhängig. Die Dunkelziff er 

bei Umgehungsverträgen ist nach 

wie vor hoch.

Mutterschutz gefordert

Frauen in prekären Arbeitsverhält-

nissen sind besonders benachtei-

ligt, denn für untypische Erwerbs-

verläufe ist bei ausbeuterischen 

Dienstverhältnissen einfach kein 

Platz: Freie DienstnehmerInnen fal-

len derzeit nicht unter die Bestim-

mungen des Mutterschutz- und 

Elternkarenzurlaubsrechtes. Im Falle 

einer Schwangerschaft sind sie nicht 

abgesichert und der Willkür des 

Arbeitgebers völlig ausgeliefert.

Dass in so einer Situation die arbeits-

rechtliche Schlechterstellung auf-

grund eines freien Dienstvertrages 

sogar die Existenz bedrohen kann, 

Frei – Frei – aber doch gebunden  aber doch gebunden  
Die Situation freier DienstnehmerInnen wurde durch die gewerkschaftliche 
Initiative work@fl ex in Teilbereichen verbessert. Weitere Gleichstellungen 
mit Angestellten sind dringend notwendig.
von Andrea Rogy
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Laura Weissenbach ist als freie 
Dienstnehmerin rechtlich schlechter  
abgesichert als Angestellte.
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freie DienstnehmerInnen

hat Laura Weissenbach schmerzlich 

erfahren: Die diplomierte Architek-

tin konnte zu Beginn der Schwan-

gerschaft wegen Übelkeit nicht 

mehr so viele Stunden arbeiten wie 

zuvor. Daher sank mit dem Einkom-

men auch die Berechnungsgrund-

lage für das Wochengeld und das 

Kinderbetreuungsgeld. Im Betrieb 

wurde sie beschimpft und für einen 

schlechten Fortgang eines Projek-

tes verantwortlich gemacht, weil 

sie nicht dieselbe Leistung bringen 

konnte wie bisher.

„Es ist ein unhaltbarer Zustand, dass 

eine Schwangerschaft für Frauen 

existenzbedrohend wird, weil die 

sozialrechtliche Absicherung fehlt“, 

kritisiert Dwora Stein. Die GPA-djp 

fordert daher dringend die Einbe-

ziehung aller freien Dienstneh-

merInnen in das Mutterschutz- und 

Elternkarenzurlaubsrecht.

Rechte verbessern

Die Befragung der freien Dienst-

nehmerInnen hat gezeigt, dass die 

meisten Betroff enen, insbesondere 

Frauen, gar keinen Spielraum haben, 

um ihr Honorar zu verhandeln. 60 

Prozent der Betroff enen arbeiten 

für einen Stundenlohn von 10 bis 25 

Euro. Davon bleibt am Ende gerade 

die Hälfte im Börsel. Die GPA-djp-

Interessengemeinschaft work@fl ex 

hat es sich daher zum Ziel gesetzt, 

die Rechte aller abhängig Beschäf-

tigten zu verbessern.

Andrea Schober, Studienauto-

rin, präzisiert: „Wir fordern recht-

lich abgesicherte, also einklagbare 

Mindesthonorare für ‚echte‘ freie 

DienstnehmerInnen und Werkver-

tragsnehmerInnen. Angelehnt an 

die jeweiligen Branchenkollektivver-

träge soll es existenzsichernde Min-

desthonorare samt Berücksichti-

gung von Sonderzahlungen und der 

entsprechenden Arbeitgeberanteile 

bei Sozialversicherung und Lohn-

steuer geben. Diese Honorare müs-

sen demnach mindestens doppelt 

so hoch wie das kollektivvertragliche 

Bruttostundenentgelt sein.“

Konkrete Verbesserungen

Seit sich die GPA-djp im Rahmen der 

Initiative work@fl ex ganz beson-

ders um freie DienstnehmerInnen 

bemüht, konnten zahlreiche Verbes-

serungen erreicht werden: Seit Jän-

ner 2008 bekommen freie Dienst-

nehmerInnen ab dem vierten Tag 

Krankengeld. Sie sind in die Arbeits-

losenversicherung mit einbezogen 

und erhalten bei Schwangerschaft 

Wochengeld. Sie sind auch in die 

Abfertigung neu und in den Insol-

venzschutz mit einbezogen.

In den Bereichen Erwachsenen-

bildung und Call-Center hat die 

Gewerkschaft in den vergangenen 

Jahren bei der Bekämpfung von 

Umgehungsverträgen sehr gute 

Erfolge erzielt: Tausende Mitarbei-

terInnen wurden angestellt, weil 

durch die ständige Thematisierung, 

die vielen Verfahren der GPA-djp 

beim Arbeits- und Sozialgericht und 

die darauf basierenden Prüfungen 

der Gebietskrankenkassen großer 

öff entlicher Druck entstanden ist.

Sorgenkind 24-Stunden-Pfl ege

Besonders gefordert wird die 

Gewerkschaft in nächster Zeit im 

Gesundheits- und Sozialbereich 

sein, wo es aktuell die meisten freien 

DienstnehmerInnen gibt. Auch Ein-

kommen über der Geringfügigkeits-

grenze sind in dieser Branche in den 

seltensten Fällen eine existenzsi-

chernde Vollbeschäftigung.

Ein besonderer Dorn im Auge ist Bun-

desgeschäftsführerin Dwora Stein 

die derzeitige Form der 24-Stunden-

Betreuung: „Es kann nicht sein, dass 

wir zulassen, dass hier Menschen 

mit der fadenscheinigen Begrün-

dung ausgebeutet werden, dass sie 

immer noch mehr verdienen als ein 

ihrem Heimatland.“ Derzeit sind in 

Österreich zwischen 40.000 und 

50.000 Personen als 24-Stunden-

Pfl egerinnen auf Werkvertragsba-

sis für ein Tageshonorar zwischen 

40 und 60 Euro beschäftigt. „Die 

Pfl egerinnen – zumeist Frauen aus 

dem Ausland – sollten bei Vereinen 

angestellt werden und damit unter 

‚menschenwürdigen Bedingungen‘ 

arbeiten können“, fordert Stein.

Stein hält das arbeitsrechtliche Kon-

strukt des freien Dienstnehmers 

grundsätzlich für unnötig: „Ein 

Angestelltenverhältnis bietet beiden 

Seiten ausreichend Flexibilität.“ Ziel 

der Gewerkschaft ist es, die rechtli-

che Situation der prekär Arbeiten-

den immer mehr an ein Angestell-

tenverhältnis anzugleichen.

Die GPA-djp wird prekär Beschäf-

tigte weiterhin dabei unterstützen 

zu prüfen, ob ein freies Dienstver-

hältnis oder ein Angestelltenver-

hältnis vorliegt. Umgehungskons-

truktionen von „schlauen“ Arbeit-

geberInnen sollen sich in Zukunft 

immer weniger lohnen.  

 Mehr Infos

Die neu aufgelegte Broschüre 
„Paragraphendschungel“ 
von der work@fl ex gibt 
einen Überblick 
über Sozial-
versicherung, 
Einkommensteuer 
und Vertragsge-
staltung im freien 
Dienstvertrag und 
im Werkvertrag. 
Hier fi nden prekär 
Beschäftigte 
Antworten auf die häufi gsten 
Fragen, die im atypischen 
Arbeitsalltag auftauchen. 

Information und Bestellung 
unter 05 03 01-301 oder unter
www.gpa-djp.at
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Arbeiten ohne Papiere 
Menschen ohne Aufenthalts- oder Arbeitsberechtigung sind am Arbeits-
markt präsent. Eine Broschüre zeigt, wie die schlechten und gefährlichen 
Bedingungen dieser „undokumentierten Arbeit“ verbessert werden können.
von Andrea Rogy

A
lle ArbeitnehmerInnen, die 

arbeiten, sollten dafür auch 

fair bezahlt werden. Leider 

triff t das in der Realität nicht auf alle 

Beschäftigten zu. Arbeiterkammern 

und Gewerkschaften beraten täglich 

viele Menschen, die für die geleis-

tete Arbeit kein oder zu wenig Geld 

von den ArbeitgeberInnen erhalten.

Dabei gibt es eine ganz spezielle 

Gruppe, nämlich Menschen, die 

sich ohne Aufenthaltspapiere in 

Österreich aufh alten. Da sie hier 

Fuß fassen wollen und sich sinnvoll 

beschäftigen möchten, suchen sie 

den Zugang zum Arbeitsmarkt. In 

den meisten Fällen bleibt ihnen die-

ser aufgrund fehlender oder man-

gelhafter Arbeitsbewilligungen offi  -

ziell verwehrt. Dennoch fi nden diese 

Menschen auf vielfältigen Wegen 

einen Job. 

Diese inoffi  zielle Beschäftigung 

wird als „undokumentierte Arbeit“ 

bezeichnet. Typische Kennzeichen 

und ihnen gewisse Rechte aufzuzei-

gen, hat sich im März 2011 ein Arbeits-

kreis von MitarbeiterInnen aus Arbei-

terkammern, Gewerkschaften, NGOs 

sowie von selbstorganisierten Mig-

rantInnenorganisationen und anti-

rassistischen AktivistInnen gebildet.

In Zukunft will man die Arbeitenden 

auch dabei unterstützen, ihre Rechte 

durchzusetzen. Da dies nicht immer 

risikofrei in Bezug auf den Aufent-

haltsstatus ist, werden in einer Bro-

schüre die verschiedenen Arten des 

Aufenthaltsrechts von Personen 

ohne EU-EWR-Pass durchgegangen. 

Dabei wird auf den jeweils damit 

verbundenen eingeschränkten bzw. 

nicht vorhandenen Zugang zum for-

mellen Arbeitsmarkt eingegangen 

und daraufh in das mögliche aufent-

haltsrechtliche Risiko für eine Durch-

setzung von Rechten bei un(ter)doku-

mentierter Arbeit erörtert. 

Bestellmöglichkeit: (01) 501 65-401 

oder bestellservice@akwien.at  

sind exzessiv lange Arbeitszeiten, 

das Fehlen jeglicher sozialer Absi-

cherung sowie massive physische 

bzw. psychische Belastungen. Arbeit-

nehmerInnenschutzbestimmungen 

werden ignoriert, die Löhne liegen 

weit unter den branchenüblichen 

oder kollektivvertraglich vorgegebe-

nen Mindeststandards.

Unsichere Arbeitssituation

„Die Lohnarbeit von MigrantInnen 

ohne Aufenthalts- und/oder Arbeits-

berechtigung ist unsicher, schlecht 

bezahlt und gefährlich“, präzisiert  

Josef Wallner, Leiter der Abteilung 

Arbeitsmarkt und Integration der 

AK Wien. Lohndumping und Sozial-

betrug betreiben für den Experten 

aber nicht die Beschäftigten, son-

dern die ArbeitgeberInnen, welche 

die prekäre Situation der Arbeitssu-

chenden ausnutzen.

Um Menschen, die unter diesen 

Bedingungen arbeiten, zu schützen 

Beim „Protest Song Contest“ fordern 
Flüchtlinge bessere Absicherung. 
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Versicherungsaußendienst

Hohe Fluktuation auf Achse  
Versicherungs-Außendienstler leiden unter 
steigenden Zielvorgaben und permanentem Verkaufsdruck.
von Andrea Rogy

D
er berufl iche Alltag der 

Außendienstbeschäftigten 

in Versicherungsunterneh-

men ist im Laufe der letzten Jahr-

zehnte immer fordernder, komple-

xer und belastender geworden. „Wir 

haben einen permanenten Druck zu 

verkaufen. Da die Basis des Einkom-

mens ein geringes Fixum ist, verdie-

nen MitarbeiterInnen im Außen-

dienst hauptsächlich über ihre Ver-

kaufsprovisionen“, erklärt GPA-djp- 

Regionalsekretär Andreas Schmidt.

Derzeit gibt es in Österreich rund 

11.000 angestellte Außendienstbe-

schäftigte in Versicherungsunter-

nehmen. Doch die Fluktuation ist 

hoch. Viele junge Beschäftigte wech-

seln aufgrund der unsicheren Ein-

kommensentwicklung, mangeln-

der interner Unterstützung und des 

Druckes, rasch hohe Umsatzzahlen 

zu erreichen, bereits nach wenigen 

Monaten das Unternehmen oder 

verlassen gar die Branche. 

Um den Faktoren für die steigende 

Unzufriedenheit auf die Spur zu 

kommen, haben die BetriebsrätIn-

nen die Beschäftigten befragt. Im 

Rahmen der Initiative „Wir verdie-

nen bessere Arbeitsbedingungen!“ 

haben 2012 über 4.000 Personen 

die gewerkschaftlichen Forderun-

gen nach einer optimierten Einkom-

mensstruktur, verbesserten Weiter-

bildungsmöglichkeiten und einer 

Verringerung des Arbeitsdruckes 

und der Zielvorgaben unterstützt.

Anforderungen steigen

Die Beschäftigten sollten ihre 

Arbeitssituation einschätzen. Es 

zeigte sich, dass die Anforderungen 

im Job steigen. „Die Zielvorgaben 

werden in die Höhe geschraubt und 

auch die permanente Erreichbarkeit 

ist anstrengend“, beschreibt Andreas 

Haim-Geist, Zentralbetriebsratsvor-

sitzender der DONAU-Versicherung, 

die Situation.

„Sowohl die Kunden als auch die 

Unternehmen verlangen immer 

mehr von den Außendienstlern“, 

so Haim-Geist. Auf der einen Seite 

gibt es ständig neue Produkte und 

es wird erwartet, dass die Mitarbei-

terInnen rasch und genau über alle 

Details Bescheid wissen. Auf der 

anderen Seite steigen die Verkaufs-

vorgaben und die administrativen 

Anforderungen.

Auf der Strecke bleibt oft die Wei-

terbildung. Dabei hat die Befragung 

gezeigt, dass die Beschäftigten eine 

gute Aus- und Weiterbildung als 

Schlüssel zum Erfolg sehen. 

Im Herbst wird die Umfrage dem 

Versicherungsverband übergeben. 

Die Kollektivvertragspartner haben 

sich bereits auf ein zeitgemäßes 

Berufsbild, das „Leitbild für Außen-

dienstmitarbeiterInnen“, verstän-

digt. Gespräche über ein gerechteres 

Entlohnungssystem laufen.  
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Beschäftigte im Außendienst stehen 
ständig unter Druck.
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U
m einen Überblick über die 

Arbeitssituation der Lehr-

linge im Handel zu bekom-

men, führt die GPA-djp-Jugend eine 

jährliche Umfrage durch. In diesem 

Jahr wurden österreichweit 1.871 

Lehrlinge befragt, die innerhalb des 

Handels-Kollektivvertrages arbeiten. 

Die Ergebnisse zeigen, dass sich die 

Reizthemen der Handelsbranche 

bereits in der Generation der Lehr-

linge abbilden: unfreiwillige Über-

stunden, ungeliebte Samstags-Arbeit 

und die Angst, die Lehrstelle zu verlie-

ren sind die brennendsten Themen.

Überstunden nicht 
immer freiwillig

Mehr als 60 Prozent der befragten 

Lehrlinge haben bereits Überstun-

den geleistet. Mehr als die Hälfte 

davon arbeitet bis zu fünf Stun-

den im Monat mehr. Dass Lehrlinge 

regelmäßig Überstunden machen 

hält der Bundesjugendsekretär 

der GPA-djp, Helmut Gotthartsleit-

ner, für problematisch: „Bereits die 

jüngsten Beschäftigten leisten von 

Anfang an mehr als sie müssten und 

dürften. Das kann dazu führen, dass 

Lehrlinge Überstunden als geltende 

Normalität des Arbeitsalltages ver-

innerlichen.“

Die Befragung hat gezeigt, dass fast 

30 Prozent der Lehrlinge, die Über-

stunden leisten mussten, diese 

zumindest schon einmal unbezahlt 

– also ohne fi nanzielle Abgeltung 

oder Zeitausgleich – gemacht haben. 

Beinahe die Hälfte der Befragten hat 

unfreiwillig mehr gearbeitet. „Hier 

hat sich off enbar eine Überstunden-

Unkultur eingeschlichen“, kritisiert 

Gotthartsleitner.

Am Samstag lieber frei

Ein Stachel im Fleisch der Handels-

Lehrlinge scheint die Samstagsar-

beit zu sein: Rund 65 Prozent der 

Befragten, die am Samstag da sein 

müssen, arbeiten nicht freiwillig 

und hätten lieber frei.

Dass am Sonntag nicht gearbeitet 

werden soll, davon sind die Befrag-

ten zu 98 Prozent überzeugt. Fast die 

Hälfte würde sogar den Job wech-

seln, wenn sie am Sonntag arbei-

ten müssten. „Ein deutliches Votum 

der jungen Generation gegen eine 

Sonntagsöff nung im Handel“, kom-

mentiert Gotthartsleitner.

Krankenstand unerwünscht

Die Befragung zeigt, dass der Druck, 

krank zur Arbeit zu kommen, bereits 

im Lehrlingsalter beginnt: Ein Vier-

tel der Befragten gibt an, dass der/

die ChefIn sie spüren lasse, dass es 

ihm/ihr lieber wäre, wenn der Lehr-

ling zur Arbeit käme.

Unerfreulich ist, dass 52 Prozent der 

Befragten angeben, nicht in ihrem 

Wunschlehrberuf zu arbeiten. Fast 

ein Viertel der Lehrlinge hat Angst, 

die Lehrstelle zu verlieren und in 

etwa die Hälfte gibt an, nicht gut 

auf die Lehrabschlussprüfung vor-

bereitet zu sein.

Die GPA-djp arbeitet derzeit inten-

siv an einer qualitativen Verbesse-

rung des Berufsbildes. Infos unter: 

www.handelslehrling.at  

UnfreiwilligUnfreiwillig länger im Geschäft länger im Geschäft  
Ein Stimmungsbericht der Lehrlinge im Handel.
von Andrea Rogy
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Folgende Ziele stehen 

hinter dem Zukunftsbud-

get: die Befriedigung von 

Grundbedürfnissen, die 

gerechte Verteilung und

Bewertung von Arbeit, 

die gerechte Verteilung 

von Einkommen und 

Vermögen, globale Solida-

rität, ökologische Nach-

haltigkeit, Ressourcen- und Kli-

magerechtigkeit sowie eine Demo-

kratie, die allen gleiche Teilhabe-

chancen und Mitbestimmungs-

rechte garantiert.

Das Zivilgesellschaftliche Zukunfts-

budget 2013 erscheint im Oktober 

und kann unter Tel. 05 03 01-301 

bestellt werden.

www.wege-aus-der-krise.at

Allianz „Wege aus der Krise“
Zivilgesellschaftliches Zukunftsbudget 2013 
erscheint im Oktober.

EU: Verbesserungen für 
ArbeitnehmerInnen

SPÖ-Europaabgeordnete 
Evelyn Regner will die Posi-
tion der ArbeitnehmerInnen 
bei Zivilstreitigkeiten stärken. 
Während die konservati-
ven Kräfte im EU-Parlament 
bei Klagen des Arbeitge-
bers gegen den/die Arbeit-
nehmerIn die zwingende 
Gerichtszuständigkeit am 
Sitz des Unternehmens ein-
führen wollten, konnte sich 
Regner im Beschäftigungs- 
und Sozialausschuss des 
Europäischen Parlaments mit 
ihrer Idee durchsetzen, einen 
weiteren Gerichtsstand am 
Wohnsitz des/der Arbeitneh-
mers/in einzuführen. Regner 
drängt nun auf eine rasche 
Umsetzung dieser Empfeh-
lung in den Mitgliedsstaaten.

Die SPÖ-Europaabgeordnete 
kämpft auch für die Einfüh-
rung eines eigenen Gerichts-
stands für Streiks. Sie will 
damit vermeiden, dass eine 
Verlagerung von Gerichts-
streitigkeiten, die aus Streiks 
resultieren, in Mitgliedsstaa-
ten mit wenig Bezug zum 
ursächlichen Streik stattfi ndet.

Der Beschäftigungsausschuss 
sprach sich nun auch für 
diese gewerkschaftsnahe 
Position aus: Eine eigene 
Gerichtszuständigkeit für 
Arbeitskampfmaßnahmen 
soll die Rechte der Streiken-
den stärken. Zuständig sollen 
die Gerichte jenes Mitglieds-
staates sein, in welchem der 
Streik stattfi ndet oder stattge-
funden hat.

Die zivilgesellschaftliche Allianz 

„Wege aus der Krise“ ist ein Zusam-

menschluss von elf verschiede-

nen Gewerkschaften und Nichtre-

gierungsorganisationen (NGOs), 

der auch die GPA-djp angehört. 

Sie entwickelt seit 2010 einmal 

pro Jahr das „Zivilgesellschaftliche 

Zukunftsbudget“ und stellt damit 

solidarische, ökologisch nachhal-

tige und demokratische Wege aus 

der Krise vor. 

Das Zivilgesellschaftliche Zukunfts-

budget versteht sich nicht als Uto-

pie, sondern enthält ganz kon-

krete Vorschläge, die im Hier und 

Jetzt umgesetzt werden können. Es 

zeigt Lösungen auf, die sozial- und 

geschlechtergerecht, ökologisch 

nachhaltig und demokratieför-

dernd sind. 

Berufsinfomesse „Zukunft.Arbeit.Leben.“ 

Im November fi ndet in St. Pölten die Jugend- und Bildungsmesse 
„Zukunft.Arbeit.Leben.“ der Arbeiterkammer Niederösterreich statt.

Die Veranstaltung für Pfl ichtschülerInnen will möglichst vielen Jugendli-
chen und ihren Eltern rechtzeitige Infos zur Berufsorientierung geben. 
Bei der Messe stellen sich zahlreiche Unternehmen aus dem nahen 
und ferneren Umland vor. Auch weiterführende Schulen sind vertre-
ten. Angemeldete Schulklassen können die Messe ebenfalls besuchen.

Termin: Samstag, 2.11.2013, 9 bis 15 Uhr: St. Pölten, 
VAZ St. Pölten, Kelseng. 9
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Zivilgesellschaftliches 
Zukunftsbudget

Gerecht verteilt. 
Ökologisch nachhaltig.  
Geschlechtergerecht. 
Zukunftsorientiert. 

Demokratisch.

erstellt von:
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Citygate – Wohnen mit
allem Drum und Dran

Im Norden von Wien, direkt neben der U1-Station Aderklaaer 
Straße, entsteht derzeit mit dem Projekt Citygate einer der 
größten neuen Stadtteile Wiens.
von Michael Gehbauer

N
eben 1.160 Wohnungen 

wird hier ein Einkaufszen-

trum mit 20.000 Quadrat-

metern vermietbarer Fläche gebaut, 

das nach Angaben der Projektbetrei-

ber – der Stumpf Gruppe, die schon 

die Millennium City baute – mittler-

weile zu 78 Prozent vermietet ist.

406 Wohnungen baut die Stumpf 

Gruppe selbst. Für die verbleiben-

den 754 Wohneinheiten hat sie 

Partner aus der gemeinnützigen 

Wohnungswirtschaft gesucht. Ein 

Bezahlte Anzeige

Fassadenansicht Breitenleerstraße: ohne Gewähr, projektbezogene Änderung sind möglich.

nungen sind frei fi nanzierte Miet-

wohnungen mit einer Kaufoption 

zehn Jahre nach Bezug. Die Einkom-

mensgrenzen des WWFSG haben für 

dieses Projekt keine Geltung, sodass 

alle InteressentInnen unabhängig 

von ihrem Einkommen hier eine 

Wohnung anmieten können.

Mit der U1 in 15 Minuten
in der Innenstadt
Der Bauteil der WBV-GPA liegt in 

einem 9-geschoßigen Gebäude 

Modell, das sich auch schon bei der 

Millennium City bewährt hat.

71 neue Mietwohnungen

Auch die WBV-GPA (Wohnbauverei-

nigung für Privatangestellte gemein-

nützige GmbH) ist mit dabei. Sie 

errichtet einen eigenen Bauteil mit 

71 Wohneinheiten, die allesamt nicht 

den Bestimmungen des WWFSG 

(Wiener Wohnbauförderungs-und 

Wohnhaussanierungsgesetz) unter-

liegen. Die hier entstehenden Woh-

Die Stadt in der Stadt: So wird das Großprojekt Citygate aussehen. 
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Bezahlte Anzeige

direkt neben der stadteinwärts 

gelegenen Einstiegsstelle der U1. 

Eine bessere Anbindung ist eigent-

lich nicht möglich. In nur 15 Minu-

ten erreicht man bequem und ohne 

umzusteigen die Wiener Innenstadt.

Aber auch mit dem privaten Pkw ist 

man in der Citygate gut aufgeho-

ben. 780 Stellplätze in der Tiefga-

rage sowie 1.470 Abstellplätze in der 

angrenzenden Park&Ride-Anlage 

stehen den BewohnerInnen zur Ver-

fügung und ermöglichen sinnvolle 

Mobilitätsentscheidungen, je nach-

dem, ob man auf öff entliche Ver-

kehrsmittel oder das eigene Auto 

zurückgreifen möchte.

Citygate optimal für
Kfz-Verweigerer
Aber auch Personen, die bewusst 

auf ein eigenes Kfz verzichten, sowie 

passionierte Radfahrer haben im 

Projekt Citygate ideale Vorausset-

zungen. Die Anmietung eines Stell-

platzes ist nicht verpfl ichtend und 

für das Abstellen von Fahrrädern 

wird ausreichend Platz geboten.

Stadt in Stadt – Konzept

Der neue Stadtteil wird durch die 

beiden markanten Wohnhochhäu-

ser mit 80 und 100 Metern Höhe als 

urbane Landmark fungieren und 

das Stadtbild prägen. Doch dieses 

neue Wohngebiet wird auch über 

ein hervorragendes Angebot an 

In frastruktur verfügen.

Perfekte soziale Infrastruktur

Gegenüber auf der anderen Seite der 

Wagramer Straße ist ein Schulcam-

pus geplant, der in der 1. Stufe ein 

Gymnasium mit einer „Neuen Mit-

telschule“ in der Unterstufe vorsieht 

und in einer zweiten Stufe auch die 

Errichtung einer Volksschule ermög-

licht. Für die Kleinsten wird es in der 

Wohnhausanlage einen Kindergar-

ten geben.

FREIE WOHNUNGEN

Bestehende Objekte:

•  3002 Purkersdorf, Herren-
gasse 6/3/13, 91 m2, 3- 
Zimmer-Wohnung, mit 2 
Terrassen, HWB 39 KWh/
m2/a

•  8761 Pöls, Andreas-Rein-
Gasse 10–18/Burgogasse 
12–16, 2–3-Zimmer-Woh-
nungen frei, 
HWB (kwh/m2/Jahr) 144

•  8605 Kapfenberg, Wiener-
str. 56–58, 1-Zimmer-Woh-
nungen  ca. 30 m2, 
HWB 80,56 KWh/m2/a

•  3300 Amstetten, 
Ferdinand-Waldmüller-Str. 
5/1/7, 1- Zimmer-Woh-
nung  38,27 m2, HWB 
82,89 KWh/m2/a

•  St. Egyden, Stadtgraben 
3/3/6, 72 m2,  3-Zimmer-
Wohnung, Loggia, HWB 
67,21 KWh/m2/a

Wohnungsberatung

Wohnbauvereinigung 
für Privatangestellte
WBV-GPA-Wohnungs  -
service – Gassenlokal

1010 Wien
Werdertorgasse 9
Tel.: 01/533 34 14

Internet: www.wbv-gpa.at
E-Mail: wohnungsservice@
wbv-gpa.at

Einkaufen und Gastronomie

Das Thema Nahversorgung ist das 

große Plus dieser Anlage. Das Ein-

kaufszentrum wird 50 Geschäfte 

beherbergen, aus denen ein 5.000 

m2 großer Interspar-Hypermarkt 

herausragen wird. Das Einkaufszen-

trum soll das „neue Wohnzimmer“ 

und der neue Treff punkt für diesen 

neuen Stadtteil werden. Abgerundet 

wird das Angebot durch eine breite 

Palette von Gastronomiebetrieben. 

Tolle Grünraumgestaltung

Natürlich wurde auch bei diesem 

Projekt auf die Grünraumgestaltung 

großer Wert gelegt. Da das Einkaufs-

zentrum mit einem „Gründach“ ver-

sehen ist, kann der gesamte Innen-

hofb ereich zum Flanieren und Spie-

len verwendet werden. Ein optimier-

tes Wegesystem ermöglicht auch 

das problemlose Durchqueren der 

gesamten Anlage.

Wohnungsmix mit verschie-
denen Wohnungstypen
Das Wohnhaus der WBV-GPA verfügt 

über einen Aufzug und ist selbstver-

ständlich barrierefrei erschlossen. 

Mit 40 B-Wohnungen (2 Zimmer), 

26 C-Wohnungen (3 Zimmer) und 5 

D-Wohnungen (4 Zimmer) ist für ein 

breites Angebot gesorgt. Die Woh-

nungen verfügen großteils über 

wohnungsbezogene Freiräume, wie 

Balkone, Loggien oder Terrassen. 

Finanzierungsbeitrag, 
Miete und Fertigstellung

Die Wohnungen sind in einem zeit-

gemäßen hochwertigen Standard 

ausgestattet. Der Finanzierungs-

beitrag beträgt ca. € 500,00 pro m² 

Wohnnutzfl äche. Die Gesamtmiete 

inkl. Betriebskosten und Umsatz-

steuer wird mit ca. € 10,00 pro m² 

Wohnnutzfl äche und Monat veran-

schlagt. Ein Pkw-Abstellplatz kostet 

ca. 80,– Euro pro Monat. 

Anfang 2013 wurde mit dem Pro-

jekt Citygate gestartet. Spatenstich 

für dieses Projekt war am 19.9.2013. 

Bei einer Bauzeit von ca. eineinhalb 

Jahren ist mit einer Fertigstellung 

2014/2015 zu rechnen.  



Service

28 Oktober/November 2013

SWAROVSKI Kristallwelten

Das Reich des Riesen birgt eine 

Fülle von Kostbarkeiten, die 

in 14 Wunderkammern ihren 

Platz fi nden. 

Hier, in der Welt der Fantasie, 

inspiriert und gestaltet von 

einigen der größten Künstler 

der Moderne, kann der Besu-

cher für einen Augenblick an 

Wunder glauben.

SWAROVSKI Kristallwelten

6112 Wattens

www.kristallwelten.com

Ermäßigte Vorverkaufskarten 

für ÖGB-Mitglieder um 

7,50 EUR statt 11,–

Erhältlich im ÖGB Tirol

6010 Innsbruck, Südtiroler 

Platz 14–16, 6. Stock, Zi. 603

Tel.: 0512/597 77-603, 

E-Mail: angelika.kuen@oegb.at

Das Indien der 
Maharadschas

Die farbenprächtige Ausstel-

lung holt noch bis 10. November 

2013 mit dem Duft exotischer 

Gewürze und mit verzaubern-

der Musik eine orientalische 

Welt auf die Schallaburg.  

Die Ausstellung zeigt die 

Prachtentfaltung und den 

deutlich zur Schau gestell-

ten Herrschaftsanspruch der 

Maharadschas vom 16. bis ins 

20. Jahrhundert. 

 

Öff nungszeiten: 

Mo. bis Fr., 9 bis 17 Uhr

Sa., So.,/Feiertage, 9 bis 18 Uhr

Bei Vorlage der GPA-djp-CARD 

ermäßigter Eintritt: 

EUR 9,– statt 10,–

Infos zur Ausstellung:

www.schallaburg.at

Herbstzeit
Jetzt ist die beste Jahreszeit um
Ausstellungen zu besuchen oder einfach 
gemütlich CDs zu hören. Für GPA-djp- 
Mitglieder gibt’s ermäßigte Eintritte und 
CDs zu gewinnen.

Die Terrakotta Armee

Die Armee des 1. Kaisers von 

China erobert in einer sensa-

tionellen Ausstellung Europa. 

Die Terrakotta Armee ist der 

größte kulturhistorische Fund 

des 20. Jahrhunderts.

Sehen Sie meisterhafte, origi-

nalgetreue Repliken der legen-

dären Soldaten und Krieger.

31.10.2013 bis 2.2.2014

Arena Nova,  Halle 2

Wiener Neustadt

Ermäßigte Tickets:

Di.–Fr.: Erw. 10,– statt 12,–

Kinder 6,– statt 8,–

Sa., So.,/Feiertage

Erw.  12,– statt 14,–

Kinder  6,– statt 8,–

Ticketbuchung unter: 

christian@comcat.cc

www.terrakottaarmee.com
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Gewinnspiel 3 CDs
Christina Zurbrügg

Die Ethnopopperin Christina 

Zurbrügg ist bekannt für ihre 

einzigartige Kombination aus 

Gesang, Rap und modernem 

Jodeln. Mit ihrer unverwechsel-

baren Stimme schlägt sie Brü-

cken zwischen erdigen Traditio-

nals und urbanen Klangwelten.

 

Christina Zurbrügg’s neue CD 

„doodle it!“ ist das Ergebnis 

ihrer jahrelangen Auseinander-

setzung mit dem Wiener Salon-

jodler: 13 Neuinterpretationen, 

die mitten ins Herz treff en.

Die neue CD „doodle it!“ from 

Vienna ist ab Oktober im gut 

sortierten Handel erhältlich.

Gewinnspiel:

Die KOMPETENZ verlost 3 CDs

(Kennwort: „Zurbrügg-CD“)

Teilnahmebedingungen und

Einsendeschluss siehe Seite 30.

Gewinnspiel 3 CDs
Eva Billisich

Neue Wiener Lieder der Schau-

spielerin Eva Billisich (Mutter-

tag, Hinterholz 8, Qualtingers 

Wien) über Jugendsünden, 

unverdaute Momente, abge-

legte Herzen und vü zvü Gfüh 

brandneu auf CD.

Die musikalische Bandbreite 

reicht von Blues über Rock bis 

zum Gstanzl, genussvoll durch-

mischt mit Wienerlied.

 

Die CD „Steig ei in mei Bluat-

bahn“  ist ab 11. Oktober 2013 

im gutsortierten Handel oder 

unter www.billisich.at bzw. 

www.hoanzl.at erhältlich.

Gewinnspiel:

Die KOMPETENZ verlost 3 CDs

(Kennwort: „Billisich-CD“)

Teilnahmebedingungen und

Einsendeschluss siehe Seite 30.
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Gewinnspiel 3 CDs
SISI INTIM

Hören Sie auf dieser von der 

Schauspielerin Elisabeth-Joe 

Harriet zusammengestellten 

und gesprochenen CD die scho-

nungslosen, ja oft provozieren-

den Aussagen Elisabeths über 

Monarchie, Adel, Familie und 

Politik, die sie ihrem poetischen 

Tagebuch anvertraute. Begleitet 

von Erzählungen können Sie an 

Hand ihrer Reime ihr faszinie-

rendes Leben nachvollziehen.

Eingebettet in Strauß Walzer 

werden Sie auf dieser litera-

risch-musikalischen Lebens-

reise eine weitgehend unbe-

kannte Sisi kennenlernen.

Gewinnspiel:

Die KOMPETENZ verlost 3 CDs

(Kennwort: „Sisi-CD“)

Teilnahmebedingungen und

Einsendeschluss siehe Seite 30.

CARD-Angebote

Nähere Infos

zu diesen und vielen anderen CARD-Vorteils-

angeboten fi nden Sie unter: www.gpa-djp.at/card 

Hier können Sie auch den CARD-Newsletter abonnieren und erhal-

ten monatlich per E-Mail aktuelle CARD-Infos.

Steht Ihnen kein Internetzugang zur Verfügung, senden wir Ihnen 

gerne die CARD-Broschüre zu. Bestellungen: Tel.-Nr.: 05 03 01-301, 

E-Mail: service@gpa-djp.at
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9.–31. Oktober 2013

SALAM.ORIENT
Veranstaltungsorte Wien/Stmk.

Musik, Tanz und Poesie aus orien-
talischen Kulturen. Heuer spannt 
das Festival seinen Bogen von der 
Türkei,  Algerien, Marokko, Sau-
diarabien bis China und Indien.
 
Mit der CARD 10 % Ermäßigung 
für alle Konzerte (außer Wiener 
Konzerthaus und RadioKulturhaus)
www.salam-orient.at 

Bis 11. Jänner 2014

Ehemann zur Ansicht
Komödie am Kai

Chaos pur im Heiratsvermitt-
lungsbüro sorgt für einen 
unterhaltsamen Theaterabend: 
Ein fl ottes Stück mit pointierten 
Dialogen, Witz und Situations-
komik.

Info: www.komoedieamkai.at
Karten: 01/533 24 34 
20 % CARD-Ermäßigung

20. Jänner 2014

Nabucco
Wien/Stadthalle F

Genießen Sie die Verdi-Oper 
mit internationalen Solisten der 
Arena di Verona und der Mai-
länder Scala sowie der Opern-
häuser von Rom, Venedig und 
Neapel, mit Chor und Orchester.

50 % CARD-Ermäßigung bei 
Ticketbuchung bis 20.10.2013 
unter: christian@comcat.cc

Gewinnspiele und Ermäßigungen
Alle markierten Produkte können Sie gewinnen!  

Senden Sie dazu eine Postkarte an die Redaktion KOMPETENZ, 1034 Wien, Alfred-Dallinger-Platz 1

Kennwort: Name der jeweiligen Veranstaltung bzw. online: www.gpa-djp.at/gewinnspiel 

Einsendeschluss: 20.10.2013. Keine Barablösung. Der Rechtsweg ist ausgeschlossen.
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17. Okt. bis 28. Dez. 2013

Derwisch erzählt – BEST OF
Interkulttheater

Sehen Sie einen Querschnitt aus 
den ersten drei Programmen. 
Aret Aleksanyan gelingt mit 
seinen Geschichten eine brillante 
Balance zwischen feinem Humor 
und anspruchsvoller Unterhaltung.

www.interkulttheater.at
Karten: 01/587 05 30 
Mit CARD: EUR 14,– statt 19,–

9. bis 24. November 2013

KlezMORE Festival Vienna
Versch. Veranstaltungsorte

Zum 10. Mal fi ndet das Festival 
auf diversen Wiener Bühnen 
statt, wie immer ganz im Zeichen 
von Traditionspfl ege und Neuin-
terpretation der Klezmer-Musik 
und Kultur.

Info: www.klezmore-vienna.at
Karten: 01/512 63 35 0
10 % CARD-Ermäßigung
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14.–30. November 2013

Wiaschtln
Weinhaus Sittl 

Richard Weihs serviert sein neues 
Solo-Kabarett-Programm. „Heiße 
Wienereien“ mit musikalischen 
Beilagen wie den Buanheidl-
Boogie, den Debreziner-Rap oder 
den Blade-Blunzn-Blues.

Karten: 01/586 33 95
Mit der CARD: 
EUR 11,– statt 15,–
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2 x 2
Karten

G
ew

innen Sie

G
ew

innen Sie

für 31.10.13für 31.10.13

2 x 2
Karten

G
ew

innen Sie

G
ew

innen Sie

für 9.11.13

für 9.11.13

2 x 2
Karten

G
ew

innen Sie

G
ew

innen Sie

bis 23.11.13

bis 23.11.13

2 x 2
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Bücher

Das kritische Finanzlexikon
Günter Wierichs
Westend Verlag, 2013,
€ 17,50

Fachbegriffe aus der Finanzwelt 
sind meist unverständlich – sie 
klingen abstrus und abstrakt. 
Deswegen gehen wir ihrer 
Bedeutung oftmals nicht auf 
den Grund, sondern geben uns 
notdürftig mit unserem eigenen 
Halbwissen zufrieden. Das ist ein 
folgenschwerer Fehler, denn nur 
wer genau weiß, was sich hinter 
den häufi g verwendeten Begriffen 
verbirgt, kann verstehen, welche 
tatsächliche Bedeutung sie in 
ihrem jeweiligen Kontext haben. 

„Das kritische Finanzlexikon“ 
macht einen Streifzug durch 
die wichtigsten Begriffe der 
Finanzwelt. Diese werden klar 
und eindeutig defi niert, sodass 
sie auch für LeserInnen ohne 
wirtschaftliche Vorbildung gut 
verständlich sind. Der Schlag-
wortkatalog wird anhand von 

Soziale Dienste in Österreich
Nikolaus Dimmel/Tom Schmid
Studienverlag, 2013, € 29,90

Der Band „Soziale Dienste in 
Österreich“ arbeitet in umfassen-
der und interdisziplinärer Weise 
die gegenwärtigen Aufgaben- 
und Problemstellungen, Herausfor-
derungen und Potenziale Sozialer 
Dienste bei der Bewältigung 
sozialer Bedarfslagen auf. Dabei 
wird quer zu gesetzlichen Logiken 
wie Sozialhilfe, Behindertenhilfe, 
Jugendwohlfahrt und Arbeitslo-
senversicherungsrecht eine prob-
lemzentrierte Darstellung verfolgt.

Ausgewählte soziale Risiken 
und ihre Erfassung durch soziale 
Dienste werden ausführlich und 
verständlich erörtert. Der/die 
LeserIn erhält dadurch einen 
umfassenden rechtlichen und 
sozialpolitischen Überblick über 
die sozialen Problemfelder Pfl e-
gebedürftigkeit, Arbeitslosigkeit, 
Behinderung und Gewaltopfer. 
Auch die Leistungszuständigkeiten 

werden 
abgeklärt. Die 
wichtigsten 
Herausforde-
rungen zur 
Bewältigung 
sozialer 
Problemlagen 
der Sozialen 
Dienste 
werden 
anschaulich 

und praxisnah herausgearbeitet.

Das Buch gibt auch einen Überblick 
über den regulatorischen Rahmen 
Sozialer Dienste, sowohl auf nati-
onaler als auch auf europäischer 
Ebene. Die gängigsten Finanzie-
rungsmodelle sozialer Dienstleis-
tungen werden vorgestellt. Auf das 
geltende Vergaberecht und die ver-
schiedenen Steuerungsebenen wird 
ebenso eingegangen wie auf die 
Ökonomie sozialer Leistungen.

Ausgewählte Rechtsfragen aus der 
Arbeit der Sozialen Dienste werden 
ausführlich erläutert. So wird ein 

Überblick über ein Regelwerk 
geschaffen, dessen Verständnis 
die grundlegende Voraussetzung 
für das Management sozial-
wirtschaftlicher Unternehmen ist. 
Die Darstellungen strukturieren 
eine sehr komplexe Materie und 
verschaffen einen Überblick, der 
bei der Planung, Ausgestaltung 
und der tatsächlichen Erbringung 
sozialer Dienstleistungen hilfreich 
sein kann.

Das Buch eignet sich als Lehrbe-
helf im Studium der Sozialarbeit, 
Sozialpolitik, Soziologie und 
Sozialpsychologie und  richtet 
sich sowohl an Sozialarbeite-
rInnen und andere sozialpäd-
agogische bzw. medizinische 
und pfl egerische Berufsgruppen 
als auch an SozialplanerInnen, 
SozialrechtlerInnen und Sozi-
alpolitikerInnen. Erstmals liegt 
eine strukturierte Gesamtschau 
des Wirtschaftszweiges „Soziale 
Dienste“ für Österreich vor.

Andrea Rogy

realitätsnahen 
Beispielen 
verständlich 
gemacht. 
Auszüge aus 
Gesetzestexten 
machen die 
Grundlagen von 
Regelungen deut-
lich und für die 
LeserInnen besser 
nachvollziehbar.

In den Erklärungen zu den ein-
zelnen Begriffen wird über reines 
Fachwissen hinaus auch die ver-
borgene „politische“ Dimension 
des Problemkreises dargestellt. Das 
Buch verdeutlicht auf eine einzig-
artige Weise die Zusammenhänge 
zwischen Politik, Realökonomie 
und Finanzökonomie. So werden 
beispielsweise die Mechanismen, 
Gepfl ogenheiten und Rituale des 
Bankensektors erklärt und bieten 
eine gute Gelegenheit zum Nach-
denken über unser Dogma des 
quantitativen Wachstums als Basis 
wirtschaftlichen Handelns.

An den Beginn stellt der Autor 
eine Kurzbeschreibung der 
monetären Krisen seit 1997. 
Die Asienkrise 1997, die 
Dotcom-Krise 2000, die Finanz-
krise I 2007, die Euro- und 
sogenannte Staatsschuldenkrise 
2010 und die Finanzkrise II 
2011/2012 werden kompakt, 
aber anschaulich nachgezeich-
net. Ursachen, Akteure und 
Auswirkungen dieser einschnei-
denden wirtschaftspolitischen 
Ereignisse werden besprochen.

Von „A“ wie „abartige Entwick-
lung (oder: die Emanzipation 
des Geldes)“ bis „Z“ wie 
„Zyniker am Werk“: die plas-
tischen Beschreibungen des 
Lexikons sind eine Hilfestellung 
für das Verständnis der gän-
gigsten Begriffl ichkeiten und 
Phänomene aus der Finanzwelt. 
Grafi sche Darstellungen und 
Zitate lockern den Text auf.

Andrea Rogy



Hallo

 Preis / Monat

 Minuten österreichweit

 SMS österreichweit

 Datenvolumen österreichweit

 Download-Geschwindigkeit max.

 Upload-Geschwindigkeit max.

 MobileTV-Sender inkludiert

S M L XL XXL

10 €  8,5€ 15 €  12,75€ 20 €  17€ 30 €  25,5€ 40 €  34€

1.000 1.000 1.000 2.000 3.000

50 1.000 1.000 1.000 1.000

50 MB 1 GB 2 GB 4 GB 6 GB

 2 Mbit / Sek.  2 Mbit / Sek. 4 Mbit / Sek. 21 Mbit / Sek. 42 Mbit / Sek.

1 Mbit / Sek. 1 Mbit / Sek. 2 Mbit / Sek. 5 Mbit / Sek. 5 Mbit / Sek.

6 6 6 6 6

Fordern Sie Ihr 3 Bestätigungsformular inkl. Gutscheincode in der GPA-djp unter der Telefonnummer 050301-301 an. 
Detaillierte Infos finden Sie unter www.gpa-djp.at/card. Pro Mitglied sind maximal 4 Anmeldungen möglich!

49€ Aktivierungsentgelt sparen

15% Bonus auf die Grundgebühr*

Hallo. Willkommen in Ihrem perfekten Tarif.

In unseren Hallo-Tarifen steckt alles drin. 
Sie müssen sich nur noch entscheiden, wie viel Sie 
im neuen MegaNetz telefonieren und surfen wollen.

3Spezial-Bonus XL.
Exklusiv für Mitglieder der GPA-djp.

Zuzüglich 20 € Servicepauschale / Jahr.
Tarife gültig bei Neuanmeldung bis auf Widerruf. 49 € Aktivierungsentgelt; Mindestvertragsdauer 24 Monate. Die angegebenen Datentransfergeschwindigkeiten können nicht zugesichert werden. 
Nach Verbrauch des Datenvolumens österreichweit max. 64 kbit / Sek. Die inkludierten Einheiten gelten österreichweit in alle Netze (ausgenommen Dienste-, Sonder- und Mehrwertnummern). Alle 
in Anspruch genommenen Leistungen, die über die inkludierten Einheiten hinausgehen, werden  gesondert verrechnet. Die Preise dafür finden Sie bei den (Einzel-)Preisen / Roaminggebühren auf 
unserer Webseite. Jede SMS und Sprachminute nach Überschreitung der inkludierten Mengen 35 Cent. Minuten-Taktung national: 60 / 60. Abrechnung Datenvolumen in 102,4 Kilobyte-Schritten. 
Nicht verbrauchte Einheiten verfallen  jeweils am Ende des Rechnungsmonats. 2 Monate gratis: 3Schutzengel; nach Ablauf von 2 Monaten wird eine monatliche Pauschalgebühr von 1 € verrechnet. 
2 Monate gratis: Anruferkennung; nach Ablauf von 2 Monaten wird für die Anruferkennung eine monatliche Pauschalgebühr von 1 € verrechnet. TV-Sender nur in Österreich nutzbar. Änderungen in 
Zusammenstellung und Anzahl der TV-Sender vorbehalten. Details: www.drei.at

Gewinnen Sie ein 
Samsung Galaxy S4
von Drei.
Senden Sie eine Postkarte an: 
Redaktion KOMPETENZ, Alfred-Dallinger-Platz 1, 1034 Wien 
oder online unter www.gpa-djp.at/gewinnspiele. 

Einsendeschluss ist 20.10.2013. Keine Barablösung. Der Rechtsweg ist ausgeschlossen.


